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Herr Brigadier, Sie sind seit et-
was über 100 Tagen als neuer 
Kommandant der Berufsunter-
offizierschule der Armee (BUSA) 
im Amt. Welches sind Ihre ersten 
Eindrücke?
Grundsätzlich bin ich begeistert 
von der neuen, abwechslungsrei-
chen Aufgabe. Das breite Spektrum 
über die Grundausbildungslehr-
gänge (GAL), Zusatzausbildungs-
lehrgänge (ZAL), Weiterausbildungs-
kurse (WAK), Zeitmilitärkurse (ZMK) 
und die Non-commissioned officer-
Kurse (NCO) ist hochinteressant. Ich 
durfte generell motivierte Mitarbei-
ter antreffen, welche sich bemü-
hen, dem vielfältigen Teilnehmer-
kreis unserer Lehrgänge und Kurse 
interessante und zielgerichtete Aus-
bildung zu bieten.

Besonders spannend finde ich das 
vielfältige Zielpublikum unserer 
Ausbildungsangebote: angehende 
Berufsunteroffziere (BU) aller Stu-
fen, Zeitmilitäroffiziere und -unter-
offiziere, Fachlehrer, zivile Teilneh-
mer, aber auch ausländische Teil-
nehmer. Ich habe eine hohe Erwar-
tungshaltung meiner Mitarbeiter 
gespürt, wie auch meiner Vorge-
setzten und unserer Teilnehmer. So-
fort hat sich gezeigt, dass die Aus-
richtung der BUSA stetig hinterfragt 
wird und hinterfragt werden muss. 
Täglich stelle ich mir die Frage, ob 
wir das Richtige und ob wir es rich-
tig tun. Bis jetzt darf ich sagen, dass 
ich den Eindruck habe, dass jede Mi-
nute, die ich in diese neue Heraus-
forderung gesteckt habe, gut inves-
tiert war und sein wird.

Welches sind die Visionen des 
Kommandanten BUSA?
Es geht mir darum, mit der BUSA 
einen Leistungserbringer bereitzu-
stellen, welcher durch einen kompe-
tenten, qualifizierten Lehrkörper ge-
eignete und sorgfältig ausgewählte 
Kandidaten ausbildet. Dies muss 
in enger Zusammenarbeit mit den 
Lehrverbänden (Schulkommandan-

ten) geschehen. Die Ausbildung an 
der BUSA soll auf die Bedürfnisse 
der Front ausgerichtet sein. Sie soll 
den angehenden BU die Befähigung 
vermitteln, unsere Miliz fundiert aus-
bilden zu können und dadurch der 
Organisation Armee und der Mi-
liz zum Erfolg verhelfen. Durch ein 
vorbildhaftes Gesamtbild tragen wir 
dazu bei, den notwendigen Kader-
nachwuchs zu motivieren und zu 
überzeugen.

Welches sind aus Ihrer Sicht die 
Stärken und Schwächen der aktu-
ellen Ausbildung zum BU?
Eine der Stärken der aktuellen Aus-
bildung sind sicher die breitgefä-
cherten Inhalte, welche dem willi-
gen BU eine breite Palette von mi-
litärischem wie auch allgemeinem 
Wissen vermitteln. In die Schulung 
fliesst ebenfalls viel internationale 
Erfahrung ein.
Die anerkannte zivile Zertifizie-
rung als Erwachsenenbildner SVEB 
(Schweizerischer Verband für Wei-
terbildung) ist sicherlich ebenfalls 
eine Stärke des aktuellen Systems. 
Auch als Vorteil betrachte ich unsere 
enge Zusammenarbeit mit Partner-
organisationen: MILAK (Militäraka-
demie an der ETH Zürich), USH 
(Unteroffiziersschule des Heeres, 
Deutschland), HUAk (Heeresunter-
offiziersakademie, Österreich), Poli-
zeischule Ostschweiz und ibW Hö-
here Fachschule Südostschweiz.

Ich sehe aber auch Schwächen in 
der aktuellen Ausbildung: Die Dif-
ferenz zwischen den Erwartungen 
der Schulkommandanten und dem 
in der BUSA vermittelten Stoff be-
schäftigt mich. Dies überrascht umso 
mehr, da ja die Lehrpläne in Abspra-
che mit den Lehrverbänden entstan-
den sind.

Beunruhigend ist ebenfalls die Tat-
sache, dass bis ein Viertel der Ab-
solventen des GAL die geforderten 
Ausbildungsziele nicht innerhalb 
der zur Verfügung stehenden zwei 

Jahre erreicht. Viele dieser Absol-
venten müssen nach dem Lehrgang 
in Nachprüfungen diverse Arbei-
ten nachholen. Es scheint, dass das 
Delta zwischen dem Ist-Zustand bei 
Ausbildungsbeginn und dem Soll-
Zustand zum Abschluss für einige 
Teilnehmer zu gross ist. Es ist hier 
nicht möglich umfassend in der zur 
Verfügung stehenden Zeit alle gefor-
derten Ziele vollumfänglich zu er-
reichen. Diesen Sachverhalt werden 
wir dringend analysieren und korri-
gieren müssen.

Gibt es etwas, was dem Komman-
danten BUSA Bauchschmerzen 
macht? 
Ja, das gibt es. Der Mangel an ge-
nügend fähigem und willigem Be-
rufsnachwuchs macht mir Sorgen. 
Die BUSA ist nicht direkt für Nach-
wuchswerbung verantwortlich, bil-
det aber die zukünftigen BU für 
unsere Kunden, die Lehrverbände, 
aus. Ich bin der Meinung, dass an 
der Qualität und den hohen Anfor-

100 Tage im Amt – der neue Kommandant der BUSA

An der Qualität muss hart 
gearbeitet werden
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Sozialpartnerschaft
leben

Liebe swissPersona Mitglieder

Vor wenigen Tagen trafen sich die Perso-
nalverbände mit Bundespräsidentin Eve-
line Widmer-Schlumpf zu den traditio-
nellen Lohngesprächen. 
Sozialpartnerschaft mit einem Arbeitge-
ber der öffentlichen Hand ist immer et-
was anderes als in der Privatwirtschaft. 
Dort sprechen die Gewerkschafter mit 
den Unternehmern. Die Chefs können 
entscheiden, was sie sagen gilt. 
Bei der öffentlichen Hand können wir 
mit der Departementsvorsteherin ver-
handeln und eine Einigung erzielen. 
Diese kann später aber ohne Weiteres 
vom Gesamtbundesrat oder dann vom 
Parlament übersteuert werden. Das ge-
staltet die Gespräche jeweils schwierig. 
Es gilt, bei Resultaten immer auch das 
politisch machbare im Auge zu behalten. 

Die aktuelle Finanzministerin tut genau 
dies – mit Augenmass. So ist sie uns im 
Rahmen der letztjährigen Lohngespräche 
entgegengekommen. Und sie hat das Re-
sultat konsequent durch Regierung und 
Parlament verteidigt. 
Auch diesmal war dies der Fall. Wir alle 
kennen die Problematik der Teuerung 
auf unseren Renten. Das Gesetz lässt 
nicht zu, dass die PUBLICA in der aktu-
ellen Situation die Teuerung ausgleicht. 
Der inflationsbedingte Rückstand, den 
viele Rentnerinnen und Rentner heute 
bereits haben, beträgt gegenwärtig rund 
5.2 Prozent. Frau Widmer ist sich des-
sen bewusst. Sie hat uns glaubhaft ver-
sichert, das Problem im Laufe dieser Le-
gislatur anzupacken. Zwar hat sie keine 
Versprechungen gemacht, immerhin 
aber ist das Renten-Thema ausdrück-
lich Teil der Spielregeln, die wir Perso-
nalverbände gemeinsam mit ihr ausge-
handelt und unterschriftlich in Kraft ge-
setzt haben. Das Thema ist also auf der 
Traktandenliste. 
Deshalb habe ich die gemeinsame Ab-
sichtserklärung mit einem guten Gefühl 
unterzeichnet. Ich glaube daran, dass 
der Bund unter der gegenwärtigen Füh-
rung ein fairer Sozialpartner ist. Hoffent-
lich werde ich – werden wir – nicht ent-
täuscht!

Freundliche Grüsse 
swissPersona

Dr. Markus Meyer
Zentralpräsident

Adrian Reichmuth, Vorstandsmitglied des VdI, führte ein Inter-
view mit dem neuen Kommandanten der Berufsunteroffizier-
schule der Armee, Brigadier Heinz Niederberger.

Fortsetzung auf Seite 2

Brigadier Heinz Niederberger bei der Eröffnung der Grundausbildungs-
lehrgänge 2012.
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derungen absolut keine Abstriche 
gemacht werden dürfen. Abstriche 
schaden dem Berufsbild und dem 
Stellenwert der Berufsmilitärs in der 
Gesellschaft. Aufgrund meiner Er-
fahrung bin ich überzeugt, dass an-
erkannte und vorbildliche BU die 
beste Werbung für guten Nachwuchs 
sind. Darum muss an der Qualität 
hart gearbeitet werden.
Etwas zum Unwohlsein – noch nicht 
gerade Bauchschmerzen – könnte 
entstehen, wenn aufgrund des Fi-
nanzdrucks bei der Ausbildung ge-
spart würde. Man setzt falsche Zei-
chen, wenn man Ausbildungsse-
quenzen mit hohem Mehr- und Er-
fahrungswert, zum Beispiel UNJOC 
(UN Junior Officer Course in Schwe-
den) streicht oder weitere Reduktio-
nen bei den beruflichen Rahmen-
bedingungen der Berufsmilitärs vor-
nimmt. Dies schwächt die Attrakti-
vität dieses anspruchsvollen und 
ehrenhaften Berufes.

Wie beurteilen Sie den Stellen-
wert der Berufsunteroffiziere be-
zogen auf die Armee?
Ich bin überzeugt, dass die BU das 
Rückgrat der Armee bilden. Die BU 
sind die Spezialisten in ihrem Ge-
biet. Sie sind Klassenlehrer, Fach- 
und Systemspezialisten und Füh-
rungsgehilfen. Sie stellen eine wich-
tige Konstante innerhalb der Armee 
dar. Zu ihnen ist Sorge zu tragen.
Der Ausspruch «We Officers run the 
army – we NCO make the army run» 
gilt. Es geht nur zusammen, ohne 
sich gegenseitig zu konkurrenzie-
ren. Ich nehme gerne den Vergleich 
mit einer geteilten Zehnernote: Ein-
zelne Hälften haben keinen Wert, 
nur als ganze Note hat man einen 
Zahlungswert.

Wird die Ausbildung an der BUSA 
in fünf Jahren noch die gleiche 
sein wie heute?
Dies hängt entscheidend vom der-
zeit im Rahmen des neu entstehen-
den Berufsbildes für Berufsmilitärs 
ab. Die Weichen sind noch nicht ge-
stellt. Wir leben zurzeit aber noch 
in dieser Armee und für uns an der 
Front heisst dies, dass wir uns jetzt 
auf die bestehende Armee zu kon-
zentrieren haben, damit diese funk-
tioniert.
Als BUSA sind wir aber ständig da-
ran, uns den Erfordernissen und 
den Bedürfnissen anzupassen, ge-
treu dem Leitbild der HKA: «Wir sind 
eine lernende Organisation».
Die Ausbildung der BU wird sich 
verändern und somit wird die BUSA 
in fünf Jahren voraussichtlich nicht 
mehr die gleiche sein. Aber die Ten-
denz bleibt: Wir befähigen unsere 
BU zu Ausbildern in UOS und RS, 
Führungsgehilfen des Kommandan-
ten, Chef Fachbereichen und Klas-
senlehrern an Unteroffizierslehrgän-
gen und für Einsätze an der BUSA.

Welchen Rat, welche Erwartun-
gen geben Sie Ihren jungen Teil-
nehmern mit auf den Weg?
Mein Rat und die Erwartungen an 
die jungen BU sind:
•	Leisten Sie das, was Sie vom 

Gegenüber erwarten. Seien Sie 
immer ein Vorbild und Beispiel;

•	Dienen ist des Soldaten vor-
nehmste Tugend, mit allem was 
dazu gehört;

•	Unser Dasein ist nicht Selbst-
zweck, sondern dient dem Erfolg 
unserer Milizarmee;

•	Bleiben Sie bescheiden und je-
weils auf der Stufe, auf welcher 
Sie sich zurzeit befinden.

Welche Erwartungen haben Sie 
an einen Teilnehmer des GAL?
Vom Teilnehmer erwarte ich einen 
übermässigen Einsatz, denn er ist 
freiwillig hier. Wir stellen eine beruf-
liche Weiterausbildung auf hohem 
Niveau sicher, und dabei bezieht der 
Teilnehmer ein Salär. Der Staat leis-

tet hier eine wertvolle Investition in 
die Zukunft der Armee. 100 Prozent 
Einsatz sind unter diesen Umstän-
den zu wenig, ich erwarte bedeu-
tend mehr. Von den Ausgebildeten 
wird an der Front ein «return on in-
vestment» erwartet.

Was kann ein Berufsunteroffizier 
in der Weiterausbildung und im 
ZAL erwarten?
Wir setzen alles daran, dass wir gut 
organisierte und kompetent durch-
geführte Kurse anbieten können. 
Die Inhalte werden aktuell und for-
dernd sein. Wir bieten über diese 
Kurse die Möglichkeit, von erfahre-
nen Berufskameraden zu profitieren 
und persönliche Erfahrungen ein-
zubringen. Wer sich einbringt, wird 
gefordert und gefördert und kann 
zweifellos von einem grossen Mehr-
wert profitieren.

Wo sehen Sie Möglichkeiten zur 
Zusammenarbeit mit anderen 
Ausbildungsinstitutionen im In- 
und Ausland? 
Die momentane Zusammenarbeit 
mit Deutschland, Schweden und 
Österreich ist intensiv und wird all-
seitig unterstützt und befürwortet. 
Aus meiner Sicht kann man hier von 
einer Win-Win-Situation sprechen. 
Die Rückmeldungen unsererseits, 
wie auch die der ausländischen Part-
ner, sind sehr gut. Das Können unse-
rer Teilnehmer wird als hoch einge-
stuft, wir sind gern gesehene Part-
ner.
Generell müssen wir auf der Stufe 
BUSA den praktischen Austausch 
mit ausländischen Institutionen su-
chen. Es muss darum gehen, vonein-
ander zu lernen und eigene Stärken 
zu erleben. Dieser Austausch und 
Vergleich soll das Vertrauen in sich 
und die eigene Institution festigen. 
Der Wandel auch bei den ausländi-
schen Streitkräften führt aber auch 
zu einer Neuausrichtung und zu 
neuen Möglichkeiten. Dort wo der 
Rotstift angesetzt wird, werden lei-
der auch für uns interessante An-
gebote gestrichen. Unsere Möglich-
keiten werden stetig analysiert und 
allenfalls neu definiert. Auch hier 
möchte ich nochmals betonen, dass 
Sparen in diesem Bereich aus mei-
ner Sicht absolut kontraproduktiv 
wäre.

Wie beurteilen Sie die Möglich-
keit, im Rahmen der Grundaus-
bildung auch zivile Abschlüsse 
(SVEB) zu erwerben? 
Dieser zivile Abschluss ist sehr wert-
voll für die Teilnehmer des GAL. 
Ich spüre hier einen grossen Mehr-
wert und die Möglichkeit, unsere 
Ausbildung und unser Können auch 
gegenüber zivilen Vergleichsgrup-
pen zu beweisen. Natürlich wird 
die persönliche Marktfähigkeit im 
beruflichen Umfeld erweitert, was 
unter dem Aspekt, dass es den Le-
bensjob nicht mehr gibt, auch be-
rechtigt ist.

Betriebswirtschaftliche Fähig-
keiten und Kenntnisse werden 
immer wichtiger. Was halten Sie 
von der Idee, den BU im Rahmen 
ihrer Grundausbildung auch eine 
betriebswirtschaftliche Ausbil-
dung angedeihen zu lassen?
In der Grundausbildung werden 
die angehenden BU auf den Erst-
einsatz vorbereitet. Der zweijährige 
Lehrplan ist stark gefüllt und be-
reits heute werden wir im Erreichen 
praktischer Kompetenzen nicht allen 
Erwartungen gerecht. Eine betriebs-
wirtschaftliche Ausbildung in der 
Grundausbildung ist deshalb nicht 
anzustreben und geniesst keine 
hohe Priorität. Hingegen kann ich 
mir absolut vorstellen, dass eine ge-
zielte betriebswirtschaftliche Ausbil-
dung für entsprechende Funktions-
träger angemessen ist. Die auf Stufe 
GAL notwendigen betriebswirt-
schaftlichen Teilaspekte (zum Bei-
spiel Ressourcenmanagement) wer-

den selbstverständlich stufengerecht 
innerhalb der militärischen Bedürf-
nisse behandelt.

Welche Entwicklungsziele haben 
Sie sich für die Schule vorgenom-
men? 
Die Bedürfnisse der Front sind lau-
fend zu analysieren und mit den 
Lehrverbänden, unseren Kunden, 
abzusprechen. Wir wollen zukunfts-
gerichtet, stufengerecht und mo-
dern ausbilden. Die Beibehaltung 
der Anerkennung der BUSA in der 
Bildungslandschaft Schweiz (SVEB, 
SVF) ist dabei ein wichtiges, zusätz-
liches Element.

Wir müssen es schaffen, die bes-
ten Kader der Armee bei uns an der 
BUSA ausbilden zu dürfen – dies mit 
dem besten Lehrkörper. Nur so kann 
die BUSA ihren Beitrag leisten, da-
mit die Attraktivität des BU-Berufes 
aufrechterhalten werden kann. Na-
türlich sind auch wir auf die Unter-
stützung unseres Arbeitgebers ange-
wiesen, welcher nicht zuletzt auch 
durch attraktive, berufliche Rahmen-
bedingungen das Interesse an die-
sem besonderen Beruf fördern kann. 
Nur so wird es uns auch gelingen, 
die Besten zu gewinnen und zu be-
halten.

Herr Brigadier, eine letzte Frage: 
Was möchten Sie unseren Lesern 
zum Schluss noch mitteilen?
Sie dürfen von mir als Komman-
dant der höchsten Unteroffiziersaus-
bildungsstätte der Armee erwarten, 
dass ich mich mit viel Herzblut und 
grosser Motivation für unser Land, 
unsere Armee und unsere BUSA ein-
setze. Mein Ziel ist es, dass ich vie-
les zum Leben erwecken kann, was 
ich mir vorgenommen habe, und ich 
den in mich gesetzten Erwartungen 
gerecht werde.

Für die Unterstützung meiner Vor-
gesetzten, meiner Mitarbeiter, mei-
ner Kunden und Partner danke ich 
an dieser Stelle. Auch hier gilt, die 
zweigeteilte Zehnernote hat nur als 
ganzes Stück den entsprechenden 
Zahlungswert. Ich freue mich auf die 
wertvolle Zusammenarbeit.

Herzlichen Dank für das Gespräch.
An dieser Stelle sei vom Autor noch 
erwähnt, dass Brigadier Heinz Nie-
derberger vor kurzem dem VdI als 
Mitglied beigetreten ist. Somit dür-
fen wir unter unseren rund 1200 
Verbandsmitgliedern herzlich den 
«höchsten Unteroffizier» begrüssen.
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Steckbrief

Brigadier Heinz Niederberger
Kommandant Berufsunteroffiziersschule 
der Armee

Geburtsdatum:	 18.08.1959
Zivilstand:	 verheiratet, 6 Kinder
Wohnort:	 Neukirch TG
Erlernter Beruf:	 Primar- und
	 Gewerbeschullehrer
Akademischer Titel: Executive Master of
	 Business Administration

Laufbahn:
1989	 Hauptmann, Kommandant einer Füsilierkompanie
1994	 Hauptmann, Kommandant Stabskompanie eines Infanterie-
	 Regiments
1995	 Major im Generalstab, Generalstabsoffizier im Stab einer
	 Panzerbrigade
1998	 Kommandant eines Füsilier-Bataillons
2000	 Oberstleutnant im Generalstab, Kommandant eines Füsilier-
	 Bataillons
2001	 Unterstabschef Ausbildung im Stab einer Felddivision
2002	 Stabschef einer Felddivision
2003	 Oberst im Generalstab, Stabschef einer Felddivision
2004	 Stabschef einer Infanterie-Brigade
2012	 Brigadier, Kommandant Berufsunteroffiziersschule der Armee

Verwendungen:
1992	 lnstruktionsoffizier der Infanterie
1995	 Aufnahme in das Instruktionskorps
1997	 lnstruktionsoffizier an den Infanterie-Rekrutenschulen Luzern
	 und Aarau
2000	 Kompaniekommandant und Stellvertretender der Infanterie-
	 Offiziersschule Zürich
2002	 Kommandant Infanterie-Rekrutenschule Zürich
2004	 Stabschef und Chef Ausbildung Territorialregion 4

L e s e r f o r u mL e s e r f o r u m

Am Freitag, 3. Februar 2011, musste 
ich mich einer nicht ganz einfachen 
Knieoperation unterziehen. Ich musste 
mich am Morgen um 6.30 Uhr am 
Empfang melden. Nach dem Eintritts-
check begab ich mich in die soge-
nannte operative Tagesstation. Dort 
durfte ich mir in einem Viererzimmer 
ein Bett aussuchen und es mir vor-
erst gemütlich machen. Ich nutzte 
die Zeit und studierte eine aufgelegte 
Broschüre über das Spital, in dem ich 
mich befand. Ich war überrascht und 
es bewegte mich, was ich alles erfah-
ren musste. Da müssen in diesem Spi-
tal 45 Stellen eingespart werden. Leute 
mit einer Führungsverantwortung (Ab-
teilungschefs) müssen zusätzliche Ab-
teilungen übernehmen. Was mir nicht 
bekannt war, ist die Tatsache, dass die 
Spitäler für jede Operation einen be-
stimmten Betrag (Pauschale) erhalten. 
Dieser Betrag bestimmt die Pflege und 
den Aufenthalt. So kann es sein, dass 
man jüngere Patienten nach einer 
Operation nach kurzem Spitalaufent-
halt in eine Rehaklinik verlegt. Die äl-
teren Patienten werden zur Pflege und 
Genesung in Alters- und Pflegeheime 
verlegt. Mein erster Gedanke war, 
ist dieses Vorgehen wirklich kosten-
günstig? Nun ja, zu diesem Zeitpunkt 
machte ich mir über meinen Aufent-
halt noch keine grossen Gedanken. 
Die Uhr stand auf halb zehn und ich 
wurde für meine Operation abgeholt. 
Im Vorbereitungsraum empfing mich 
der Narkosearzt. Ein sehr freundlicher 
Mann mit ausländischem Akzent. Er 
klärte mich über die Vor- und Nach-

teile der in Frage kommenden Nar-
kosen auf. Da ich im Jahre 2009 eine 
Rückenoperation (Diskushernie) mit 
einer Teilnarkose hatte, einigte man 
sich auf eine Vollnarkose. Die Opera-
tion dauerte zwei Stunden. Auf der 
linken Seite musste der Chirurg einen 
zwölf Zentimter langen Schnitt anbrin-
gen, damit er seine Arbeit erledigen 
konnte. Auf der rechten Seite erledigte 
er seine Arbeit mit Arthroskopie. Nach 
zweistündiger Operation wurde ich in 
die Aufwachstation geschoben. Nach 
anderthalb Stunden wurde ich wie-
der in mein Zimmer verlegt. Die Uhr 
stand auf 14.00 und der zuständige 
freundliche Pfleger sagte zu mir, dass 
er noch ein überzähliges Morgenes-
sen hätte und ob ich davon etwas ha-
ben möchte. Nach der kleinen Ver-
pflegung und immer noch stark von 
der Narkose benommen, musste ich 
aufstehen. Das war von kurzer Dauer 
und ich war froh, als ich mich wieder 
hinlegen durfte. Um 16.00 Uhr er-
schien der Chirurg, der übrigens seine 
Arbeit sehr gut erledigt hatte, befreite 
mich vom Absaugschlauch am Knie, 
brachte einen neuen Verband an, er-
klärte mir, was ich in den kommen-
den Tagen machen muss und sagte 
abschliessend, jetzt können Sie nach 
Hause. Immer noch von der Vollnar-
kose benommen, bekam ich seine An-
weisungen nur zum Teil mit. Telefo-
nisch beauftragte ich meine Frau mich 
abzuholen. Wie ich es zum Ausgang 
geschafft habe, ist mir bis heute un-
klar. Ich kann mich nur lückenhaft er-
innern, dass ich mit meinen beiden 

Krücken, begleitet von Schwindelge-
fühlen und einem schlechten Sehver-
mögen, dem Ausgang entgegentor-
kelte. Leider hatte auch vom Spitalper-
sonal niemand Zeit, mich zu begleiten. 
Die Fahrt nach Hause war überhaupt 
nicht lustig. Es drehte sich alles um 
mich herum und ich war froh, als ich 
mich zu Hause wieder ins Bett legen 
durfte, wo ich auch die nächsten zwei 
Tage verbrachte. Ich habe mich von 
dieser Operation erholt und befinde 
mich auf dem Weg zur vollständigen 
Genesung. Aber ich ärgere mich noch 
heute über die Art und Weise der Be-
handlung. Früher hatte man die Pa-
tienten zu lange in einem Spital be-
halten. Heute ist es das Gegenteil. Das 
neue Gesundheitsmodell lässt grüs-
sen. Laut Aussage der Ärzte hat das 
Parlament mit santesuisse dieses Mo-
dell bestimmt. Es lässt sich sicher nur 
schwer wieder rückgängig machen. 
Aber mit Leserbriefen und Beschwer-
deschreiben an die betreffenden Stel-
len kann man es in Frage stellen. Sicher 
haben unsere Mitglieder auch schon 
schlechte Erfahrungen mit dem neuen 
Gesundheitsmodell gemacht. Schliesst 
nicht die Augen oder macht die Faust 
im Sack. Wehren wir uns gegen im-
mer steigende Kosten und schlechtere 
Leistungen im Gesundheitswesen. Die 
nächsten Wahlen kommen bestimmt! 

Urs Stettler 
Mitglied Zentralvorstand

swissPersona
Präsident Sektion

Berner Mittelland und Lyss

Schreiben Sie uns Ihre Meinung
Leserbriefe geben die persönliche Meinung der Autoren wieder. Die Redaktion behält sich vor, Leserbriefe zu 
kürzen. Senden Sie bitte Ihren Leserbrief an beat.wenzinger@swisspersona.ch

Selber erlebt – das kann es nicht sein
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mm/mb/red. Der Verband der Inst-
ruktoren VdI ist besorgt über die of-
fensichtliche Absicht, dass auf dem 
Buckel der Instruktoren eine Spar-
übung durchgeführt werden soll. 
Konkret geht es um die «Überprü-
fung der Ruhestandsregelung bei 
besonderen Personalkategorien». 
swissPersona-Zentralpräsident Mar-
kus Meyer erklärte den Delegier-
ten ausführlich, worum es bei die-
ser Überprüfung geht. Nachfolgend 
sein Votum. 

«Aufgrund einer Interpellation 
der Fraktion der Schweizerischen 
Volkspartei hatte der Bundesrat be-
reits am 17. Februar 2010 beschlos-
sen, die Vorruhestandsregelung für 

besondere Personalkategorien zu 
überprüfen. Am 16. Dezember 2011 
beauftragte er das Eidgenössische 
Finanzdepartement, ihm bis Ende 
2012 Anträge und Anpassungen 
von Verordnungen zu unterbrei-
ten. Die Personalverbände werden 
zu den konkreten Vorschlägen Stel-
lung nehmen können. Immerhin: 
Der Bundesrat anerkennt, dass für 
die Angehörigen des Grenzwacht-
korps und die Berufsmilitärs eine 
besondere Regelung, die den An-
forderungen und Belastungen der 
Berufsausübung Rechnung trägt, 
nach wie vor notwendig ist. Es soll 
eine Versicherungslösung bei PU-
BLICA ausgearbeitet werden, bei 
welcher der Arbeitgeber zusätzli-
che Beiträge an die berufliche Vor-
sorge entrichtet. Mit dieser Abgel-
tung soll eine vorzeitige Pensionie-
rung weiterhin ermöglicht werden. 
Allerdings soll das Rücktrittsalter 
gegenüber der geltenden Lösung 
angehoben werden.
 
Wir werden die Vorschläge des Eid-
genössischen Finanzdepartements 
an den Grundsätzen messen, die der 
Bundesrat unter Ziffer 2 seiner Per-
sonalstrategie 2011 – 2015 formuliert 
hat: Eine neue Regelung für die be-
sonderen Personalkategorien muss 
attraktiv und wettbewerbsfähig, vor-
bildlich, verlässlich und nachhaltig 
sein.

Die Tätigkeit des Instruktors, des Be-
rufsoffiziers und des Berufsunterof-
fiziers war schon immer eine be-
sondere. Wir können das nicht mit 
einem Sachbearbeiter in einem Büro 

oder einem Gärtner in der Kaserne 
vergleichen. Es gibt keine gere-
gelte Arbeitszeit. Im Gegenteil: «Die 
Arbeitszeit richtet sich nach den Be-
dürfnissen der Truppe», so ist die 
Regel. Bereits seit Ende des vergan-
genen Jahrhunderts ist unbestritten, 
dass die ausserordentliche, vorzei-
tige Pensionierung des Militärperso-
nals als Abgeltung der Mehrarbeit 
gilt. Als Entschädigung für die hohe 
Flexibilität der Instruktoren, die viel-
fach über 50 Stunden in der Woche 
arbeiten, Aufsichtsdienst übers Wo-
chenende machen, die während 
der Verlegungsperiode oft längere 
Trennungen von der Familie auf sich 
nehmen müssen. 

Unabhängige Untersuchungen ha-
ben ergeben, dass der Instruktor 
Wochenarbeitszeiten von zwischen 
56 und 70 Stunden erbringt! Das 
sind keine Zahlen von mir, sondern 
die stehen in den Unterlagen des 
Bundesrates. Machen wir doch ge-
meinsam ein Rechenbeispiel. Ge-
hen wir von einer durchschnitt-
lichen Wochenarbeitszeit von 56 
Stunden aus. Das während 48 Wo-
chen im Jahr und während 33 Jah-
ren in einem Arbeitsleben. Würden 
die Instruktoren stempeln, sie wür-
den in ihrem Arbeitsleben weit über 
20'000 Überstunden anhäufen. Das 
entspricht einer geleisteten Mehr-
arbeit von mehr als zehn Jahren. 

Nun gut, einige Sparapostel wollen 
eine Überprüfung der Ruhestands-
regelung. Dann müssten wir dann 
auch die Einhaltung der ordentli-
chen wöchentlichen Arbeitszeiten 

verlangen. Was das bedeutet, ist 
klar: die Armee kollabiert. Die Ab-
schaffung der ungeregelten Arbeits-
zeit nach dienstlichem Bedarf würde 
zu einer enormen Belastung, denn 
die Flexibilität bezüglich des Ein-
satzes würde fehlen. Ich denke da 
an Schulen, Kurse und Lehrgänge. 
Das VBS bezeichnet den erhöhten 
Personalbedarf auf rund 450 Stel-
len. Dazu kämen noch Kosten für 
Mehr- und Überzeit. Das ist die Aus-
gangslage. Nun, der Bundesrat will 
unbedingt die erst seit kurzem be-
stehende Ruhestandsregelung mit 
dem Vorruhestandsurlaub abschaf-
fen. Das werden wir wohl zu ak-
zeptieren haben. Es gibt aber einige 
Eckwerte, die der Bundesrat beach-
ten muss.»

Der Verband der Instruktoren stellte 
an der Delegiertenversammlung den 
Antrag zur Verabschiedung einer 
Resolution. Felicitas Stähli trug die 
vier Forderungen der Resolution 
der Versammlung vor. Die Resolu-
tion wurde von den Delegierten ein-
stimmig angenommen.

Die 92. Delegiertenversammlung von swissPersona fand in der 
Kaserne Bern statt. Die ordentlichen Geschäfte wurden ruhig 
abgewickelt. Beim Thema Ruhestandsregelung zeigte sich der 
Verband aber kämpferisch – die Delegierten verabschiedeten eine 
Resolution mit vier klaren Forderungen.

swissPersona Delegiertenversammlung 2012

Resolution zur Ruhestandsregelung 
einstimmig angenommen

Felicitas Stähli vom VdI trägt die 
Forderungen der Resolution «Über-
prüfung der Ruhestandsregelung 
bei besonderen Personalkatego-
rien» der Versammlung vor. 
� (Bild: Peter Steiner)

Gäste und Delegierte kurz vor Beginn der Veranstaltung.
�  (Bild: Peter Steiner)

Zentralpräsident Markus Meyer 
referiert zur Ruhestandsregelung. 
� (Bild: Peter Steiner)

Resolution «Überprüfung der Ruhestandsregelung bei
besonderen Personalkategorien».

1.	Für die Instruktoren muss zwingend weiterhin eine Sonderreglung 
gelten.

2.	Diese Regelung darf keine Verschlechterung gegenüber dem heuti-
gen Zustand bringen.

3.	Eine Übergangsregelung muss dafür sorgen, dass die bisher geleis-
tete, nicht entschädigte Überzeit ordentlich abgegolten oder kom-
pensiert wird.

4.	Eine Pensionierung mit 58 Jahren muss nach wie vor möglich sein.

Behandelte Geschäfte an der Delegiertenversammlung

Betriebsrechnung 2011
Reinverlust per 31.12.2011		  CHF 33 249.49
Budgetierter Reinverlust per 31.12.2011	 CHF 28 500.00

Bericht der Revisionsstelle zur Betriebsrechnung 2011
Der Bericht der Revisionsstelle wurde durch das Revisionsbüro Ris AG 
in Thun erstellt. Darin wird empfohlen die Betriebsrechnung 2011 an-
zunehmen. Er wird durch den Zenralvizepräsidenten Fritz Bärfuss ver-
lesen.

Budget 2012
Für das Jahr 2012 wird ein Reinverlust von CHF 59 800.00 budgetiert. 
Franz Seewer, Präsident der Sektion Wimmis, forderte die Verantwort-
lichen von swissPersona zum Sparen auf.

Kurzinfos/Anregungen
•	Bernard Etienne wirft die Frage in die Runde, ob die ARC-Kurse et-

was bringen. Zudem sollten auch die Pensioniertenkurse überdacht 
werden.

•	Auf der Website www.swisspersona.ch sind alle aktuellen Dienstleis-
tungen aufgeführt.

•	Das Rechtsberatungsbüro ist nach wie vor das gleiche, es wird im 
Schnitt von 10 Mitgliedern pro Jahr in Anspruch genommen! 

•	Die Aktion 100 Franken Werbeprämie für jedes neueintretende Ak-
tivmitglied wird weiter geführt.

•	Die Ein- und Austrittsstatistik von Mitgliedern weist per 9. April 2012 
ein Minus von 41 Mitgliedern aus.

•	Peter Dasen fühlt sich als Pensionierter benachteiligt. Er fordert alle 
auf zusammenzuarbeiten und sich für die gemeinsamen Ziele einzu-
setzen.

•	Die Delegiertenversammlung 2013 wird mangels Wortmeldung von 
der Geschäftsleitung organisiert. Sie findet am 26. April 2013 statt. 
Der Austragungsort wird noch bekannt gegeben.

Das Protokoll der 91. Delegiertenversammlung vom 15. April 2011 im 
Casino Frauenfeld, der Jahresbericht 2011, die Betriebsrechnung 2011, 
der Revisorenbericht sowie das Treuhandbüro Ris AG als Kontrollstelle 
wurden einstimmig von der Versammlung genehmigt.

Gastreferate und Grussbotschaften

Oberst i Gst Vincent Fehr
Kommandant Waffenplatz Bern

Oberst i Gst Vincent Fehr stellte 
den attraktiven Waffenplatz Bern 
vor und gab einen Überblick über 
die Stadt Bern.
� (Bild: Myriam Bucheli)

Dr. Hans-Ulrich Zürcher
Leiter Personalamt des Kan-
tons Bern

Dr. Hans-Ulrich Zürcher über-
brachte die Grüsse im Namen des 
Kantons Bern. In seinem Referat 
berichtete er über den Arbeitge-
ber Stadt Bern, über die Lohnent-
wicklung, den Zustand der zwei 
Pensionskassen nach dem Primat-
wechsel, die Vor- und Nachteile 
der Voll- respektive Teilkapitali-
sierung. � (Bild: Peter Steiner)

Divisionär Daniel Baumgartner
Chef Logistikbasis der Armee

Gastredner Divisionär Daniel 
Baumgartner stellte die Logistik-
basis der Armee in einem Kurz-
porträt vor sowie deren Strategie 
und Ziele 2012. Dabei präsentierte 
er einige eindrückliche Zahlen: 

•	45 000 Fahrzeuge repariert
•	9000 Tonnen Munition
	 bereitgestellt
•	230 Millionen Liter Betriebsstoff
	 ausgegeben
•	4000 Tonnen Textilien
	 gewaschen
•	12 000 Bahngüterwagen verladen
•	180 000 ambulante und stationäre Behandlungen durchgeführt
•	230 km² Nutzungsfläche bewirtschaftet
•	25 000 Objekte betreut
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pd. Die Vorsteherin des Eidgenös-
sischen Finanzdepartementes erläu-
terte den Personalverbänden die fi-
nanzpolitische Lage beim Bund ab 
2013. Sie verwies auf das in Vorberei-
tung befindliche Bereinigungskon-
zept für den Bundeshaushalt, die 
Unsicherheiten bezüglich der Wirt-
schaftsentwicklung und die negative 
Teuerungsprognose für 2012. Diese 
Umstände sprechen eher für eine 
Nullrunde. Trotzdem ist Bundesprä-
sidentin Eveline Widmer-Schlumpf 
bereit, im Voranschlag 2013 vorerst 
noch einen kleinen Spielraum für 
mögliche Lohnmassnahmen zu be-
lassen. Aktuell sind im Zahlenwerk 
Mittel für eine Lohnerhöhung von 0,6 
Prozent enthalten. Die Personalver-

bände anerkennen das finanz- und 
wirtschaftspolitisch schwierige Um-
feld. Sie sprachen sich jedoch für 
spürbare Lohnmassnahmen im Um-
fang von rund einem Prozent aus. 
Sie wiesen darauf hin, dass es gerade 
in wirtschaftlich schwierigen Phasen 
wichtig sei, die Kaufkraft zu stützen 
und positive Signale zu senden. 

Teuerungsanpassung auf Renten 
erneut Thema

Eine vertiefte Aussprache führten 
die Sozialpartner über eine ausser-
ordentliche Teuerungsanpassung 
auf den Renten. Dabei verdeutlichte 
die Arbeitgeberseite, dass mit Blick 

auf den Mitte Jahr bevorstehenden 
Wechsel der technischen Grundla-
gen bei PUBLICA (Senkung des Um-
wandlungssatzes) und eine in den 
Leitungsgremien der Kasse andis-
kutierte Senkung des technischen 
Zinssatzes an eine ausserordentli-
che Teuerungsanpassung der Ren-

ten nicht zu denken sei. Sie trat viel-
mehr dafür ein, dass den Rentenbe-
ziehenden der Wert der gesetzlich 
garantierten nominellen Rente ver-
deutlicht und ihnen aufgezeigt wird, 
dass zur Finanzierung dieser Garan-
tie rund zwei Drittel der jährlichen 
Erträge aufgewendet werden müs-

sen. Die aktiven Versicherten müs-
sen sich im Gegenzug mit der Mini-
malverzinsung des Altersguthabens 
begnügen und tragen ausserdem ein 
latentes Sanierungsrisiko mit. Bun-
despräsidentin Widmer-Schlumpf 
begrüsste in diesem Zusammen-
hang die bevorstehende Rentnerta-

gung von transfair, die diese Gedan-
ken aufnehmen wird. Auch die VGB 
plant eine Rentnertagung.
Die Personalverbände erwarten wei-
terhin eine Einmalzulage von 1000 
Franken, weil die Teuerungsanpas-
sung der Renten ein zentrales Anlie-
gen ist. Sie zeigten sich denn auch 
nicht befriedigt vom Ausgang der 
Diskussion. (Anmerkung der Redak-
tion: swissPersona Zentralpräsident 
Markus Meyer setzte sich zum wie-
derholten Male an solchen Verhand-
lungen für die Rentner ein – siehe 
Kommentar auf Seite 1). 

Gemeinsame Absichtserklärung

Die unterzeichnete gemeinsame 
Absichtserklärung hat zum Ziel, 
die Sozialpartnerschaft zu pflegen 
und zu festigen. Eine solche Er-
klärung wurde 1999 erstmals für 
vier Jahre abgeschlossen und bil-
det seither die Richtschnur für die 
Sozialpartnerschaft beim Bund. Die 
Sozialpartner hatten sich im Herbst 
2011 für die Erneuerung der ge-
meinsamen Absichtserklärung aus-
gesprochen. Im Anschluss an die 
Lohnverhandlungen unterzeich-
neten Bundespräsidentin Eveline 
Widmer-Schlumpf und die Spitzen 
der Personalverbände die gemein-
same Absichtserklärung für die Le-
gislatur 2012-2015. Diese wird nun 
dem Bundesrat zur Kenntnis ge-
bracht.

Bundespräsidentin Eveline Widmer-Schlumpf und die Spitzen der 
Personalverbände des Bundes haben sich zu einer ersten Aus-
sprache über die Lohnmassnahmen 2013 für das Bundespersonal 
getroffen. Gesprächsthemen waren zudem eine ausserordentliche 
Teuerungsanpassung der Renten und eine gemeinsame Absichts-
erklärung. Mit der Unterzeichnung dieser Absichtserklärung wird 
die Grundlage für die Sozialpartnerschaft in der Legislatur 2012-
2015 gelegt.

Offizielle Medienmitteilung des Bundes

Sozialpartner des Bundes unterzeich-
nen gemeinsame Absichtserklärung

pd. Il capo del Dipartimento fede-
rale delle finanze (DFF) ha esposto 
alle associazioni del personale la 
situazione politico-finanziaria della 
Confederazione a partire dal 2013. 
A tal riguardo ha fatto riferimento 
al piano di correzione per il bilan-
cio della Confederazione, attual-
mente in fase di elaborazione, alle 
incertezze concernenti l’evoluzione 
economica nonché alle previsioni 
negative di rincaro per il 2012. In 
queste condizioni sarebbe difficile 

giustificare aumenti. Ciononostante, 
nel quadro del Preventivo 2013, la 
presidente della Confederazione 
Eveline Widmer-Schlumpf è dispo-
sta a lasciare un piccolo margine di 
manovra per eventuali misure sa-
lariali. Attualmente nel preventivo 
sono iscritti mezzi per un aumento 
salariale dello 0,6 per cento.
Le associazioni del personale 
riconoscono la difficile situazione 
economica e politica ma hanno 
comunque chiesto misure salariali 

incisive di circa l’1 per cento in 
quanto a loro avviso specialmente 
in un contesto economico difficile è 
importante sostenere il potere d’ac-
quisto e trasmettere segnali inco-
raggianti. 

L’adeguamento delle rendite al 
rincaro è nuovamente oggetto di 
discussione

Gli interlocutori sociali hanno di-
scusso in maniera approfondita su 
un adeguamento straordinario delle 
rendite al rincaro. In vista del cam-
biamento delle basi tecniche presso 
PUBLICA previsto a metà anno (ri-
duzione dell’aliquota di conver-
sione) e della riduzione del tasso 
tecnico d’interesse annunciata dagli 
organi direttivi della Cassa pensioni, 
secondo il datore di lavoro non è 

possibile considerare un adegua-
mento straordinario delle rendite 
al rincaro. Occorre piuttosto illus-
trare ai beneficiari di rendite il va-
lore della rendita nominale garan-
tita dalla legge ed evidenziare che 
per finanziare tale garanzia devono 
essere investiti circa due terzi dei 
rendimenti annuali. Gli assicurati 
attivi devono per contro acconten-
tarsi di una rimunerazione minima 
dell’avere di vecchiaia e assumere 
un rischio di risanamento latente. 
A tal proposito la presidente della 
Confederazione Widmer-Schlumpf 
ha salutato favorevolmente l’immi-
nente giornata dei pensionati or-
ganizzata da transfair che illustrerà 
queste problematiche. Anche la Co-
munità di negoziazione del perso-
nale della Confederazione (CNPC) 
prevede una simile giornata.
Le associazioni del personale chie-
dono tuttora un’indennità unica di 
1000 franchi, ribadendo che l’ade-
guamento delle rendite al rincaro 
rimane un’esigenza centrale. Nep-
pure i risultati delle discussioni li 
hanno soddisfatti. Annotazione 
della Redazione: Durante le trat-

tative, Markus Meyer − Presidente 
centrale di swissPersona − si è bat-
tuto per l’ennesima volta a favore 
degli interessi dei pensionati (vedi 
relativo commento a pagina 1). 

Dichiarazione d’intenti congiunta

Con la dichiarazione d’intenti con-
giunta firmata, s’intende proseguire 
e rafforzare la collaborazione con 
gli interlocutori sociali. Una tale di-
chiarazione è stata conclusa per la 
prima volta nel 1999 per un periodo 
di quattro anni e da allora costituisce 
la regola della collaborazione con gli 
interlocutori sociali della Confedera-
zione. Nell’autunno del 2011, gli in-
terlocutori sociali si erano espressi 
a favore del rinnovo della dichia-
razione d’intenti congiunta. A mar-
gine delle trattative salariali, la presi-
dente della Confederazione Eveline 
Widmer-Schlumpf e i vertici delle as-
sociazioni del personale hanno fir-
mato la dichiarazione per la legisla-
tura 2012-2015, che ora viene tras-
messa per conoscenza al Consiglio 
federale.

La presidente della Confederazione Eveline Widmer-Schlumpf ha 
incontrato i vertici delle associazioni del personale federale per 
un primo colloquio sulle misure salariali 2013. I dibattiti hanno 
riguardato essenzialmente l’adeguamento straordinario delle 
rendite al rincaro e una dichiarazione d’intenti congiunta. Con la 
firma della dichiarazione viene posta la base per la collaborazione 
con gli interlocutori sociali nella legislatura 2012-2015.

Communicato ufficiale della Confederazione ai media

Gli interlocutori sociali della Confederazione fir-
mano una dichiarazione d’intenti congiunta

pd. La cheffe du Département fédé-
ral des finances a exposé aux asso-
ciations du personnel la situation fi-
nancière dans laquelle se trouvera la 
Confédération en 2013, mentionnant 
à cet égard les principaux paramètres 
du budget en préparation, les incerti-
tudes qui subsistent quant à l'évolu-
tion de l'économie et les prévisions 
concernant une possible baisse du 
niveau des prix en 2012. Ce contexte 
plaide plutôt pour un blocage des sa-
laires. Dans un premier temps, la pré-

sidente de la Confédération est tou-
tefois disposée à laisser encore une 
petite marge de manœuvre dans le 
budget 2013 pour d'éventuelles me-
sures salariales. Actuellement, les res-
sources permettraient une augmenta-
tion de salaire de 0,6 %.
Les associations du personnel recon-
naissent que, du point de vue bud-
gétaire et économique, la Confédé-
ration traverse une période difficile. 
Elles se sont cependant prononcées 
en faveur de mesures salariales im-

portantes atteignant environ 1 %. El-
les soulignent que, dans les pério-
des économiquement difficiles sur-
tout, il est particulièrement import-
ant de soutenir le pouvoir d'achat et 
de donner des signaux positifs. 

La compensation du renchérisse-
ment sur les rentes de nouveau sur 
la table

Les partenaires sociaux ont procédé 
à un échange de vues approfondi sur 
une compensation extraordinaire du 
renchérissement sur les rentes. Les 
représentants de l'employeur ont re-
levé qu'étant donné la modification 
des bases techniques de PUBLICA 
(diminution du taux de conversion) 
prévue pour le milieu de 2012 et 
l'abaissement du taux d'intérêt tech-
nique actuellement en discussion 
au sein des organes dirigeants de 

la caisse, une adaptation extraordi-
naire des rentes au renchérissement 
est impensable. Selon ces représen-
tants, il convient plutôt d'attirer l'at-
tention des bénéficiaires de rentes 
sur l'importance de bénéficier d'une 
rente nominale garantie par la loi, en 
relevant que le financement de cette 
garantie requiert environ deux tiers 
des revenus annuels. Il faut aussi 
rappeler que les assurés actifs doi-
vent quant à eux se satisfaire de la 
rémunération minimum des intérêts 
sur leur avoir de vieillesse et assu-
mer un éventuel risque d'assainisse-
ment. La présidente de la Confédéra-
tion Eveline Widmer-Schlumpf a sa-
lué la décision de transfair de repren-
dre ces réflexions lors de la journée 
des bénéficiaires de rentes que l'as-
sociation organise. La Communauté 
de négociation du personnel de la 
Confédération (CNPC) prévoit elle 
aussi une telle journée.
Les associations du personnel con-
tinuent d'escompter le versement 
d'une allocation unique de 1000 
francs, l'adaptation des rentes au 
renchérissement étant une de leur 
principale préoccupation. Elles ne 
se sont donc pas montrées satisfai-

tes du résultat de la discussion. Re-
marque de la Rédaction: Markus 
Meyer, Président central de swiss
Persona, s’est engagé à plusieurs re-
prises en faveur des retraités lors de 
telles négociations (voir le commen-
taire en page 1).

Déclaration commune d'intention

La déclaration commune d'intention 
signée vise non seulement à mainte-
nir, mais aussi à renforcer le partena-
riat social. Signée une première fois 
en 1999 pour une durée de quatre 
ans, cette déclaration constitue depuis 
lors la base du partenariat social au 
sein de l'administration fédérale. En 
automne 2011, les partenaires soci-
aux s'étaient prononcés en faveur du 
renouvellement de leur déclaration 
commune d'intention. Au terme des 
négociations salariales, la présidente 
de la Confédération Eveline Widmer-
Schlumpf et les représentants des as-
sociations du personnel ont signé 
la déclaration commune d'intention 
pour la législature 2012-2015. Cette 
déclaration sera à présent transmise 
au Conseil fédéral.

La présidente de la Confédération Eveline Widmer-Schlumpf et 
les représentants des associations du personnel de la Confédéra-
tion se sont rencontrés pour un premier entretien sur les mesures 
salariales prévues pour le personnel fédéral en 2013. La discus-
sion a également porté sur une adaptation extraordinaire des ren-
tes et sur une déclaration commune d'intention. La signature de 
cette déclaration servira de base pour le partenariat social durant 
la législature 2012-2015.

Communication officielle de la Confédération aux médias

Les partenaires sociaux de la Confédération
signent une déclaration commune d'intention 

swissPersona Zentralpräsident Markus Meyer (links) forderte einmal 
mehr, dass bei den Rentnern nun endlich etwas geschehen muss.
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Ob es Ärzten erlaubt sein soll, Medi-
kamente in der Praxis selber abzu-
geben, ist immer wieder Gegenstand 
von Diskussionen. Im Rahmen der 
Revision des Heilmittelgesetzes stand 
gar ein Verbot der Selbstdispensation 
zur Diskussion. Die Schweiz ist euro-
paweit eines der wenigen Länder, das 
die Medikamentenabgabe durch den 
Arzt überhaupt erlaubt. Immer wie-
der werden stimmen laut, wonach 
die Selbstdispensation auch in der 
Schweiz hinterfragt werden sollte.

Selbstdispensation: Von Helsana 
grundsätzlich befürwortet

Die Selbstdispensation ist in der 
Schweiz kantonal unterschiedlich 

geregelt und 
entspricht in 
der Bevölke-
rung mehre-
rer Kantone 
einem gros-
sen Bedürfnis. 
Helsana ist 
der Meinung, 
dass sie daher 
grundsätzlich 
ihre Berech-
tigung hat. 
A u s s e r d e m 
könnte ein Verbot leicht umgangen 
werden, indem einfach neben der 
Arztpraxis gleich noch eine Apo-
theke betrieben wird. Es sollte also 
vielmehr darum gehen, bei der Ab-
gabe von Medikamenten erstklas-

sige Qualität sicherzustellen und 
die finanziellen Anreize so zu set-
zen, dass die Medikamentensicher-
heit und Compliance gestärkt sowie 
keine unnötigen Medikamente ver-
schrieben werden.

Studie zeigt: Bisherige 
Anpassungen genügen nicht

Bereits Ende 2009 präsentierte Hel-
sana eine Studie, die aufzeigte, in 
welchem Umfang selbstdispensie-
rende Ärzte an der Medikamenten-
abgabe verdienen. Dabei wurde 
nicht nur der Medikamentenum-
satz im Arztkanal untersucht, son-
dern dem Modell wurde ein norma-
tives Kostenmodell für die Praxis-
apotheke unter Berücksichtigung 
der Entschädigung des Grossis-
tenkanals zugrunde gelegt. Das 
Modell für die Praxisapotheke be-
rücksichtigte die Kosten (Bestel-
lung, Lagerhaltung etc.) für den Be-

Viele Patienten schätzen die Möglichkeit, ihre Medikamente di-
rekt vom Arzt zu beziehen. Helsana unterstützt die Selbstdispen-
sation daher grundsätzlich. Allerdings darf die Selbstdispensa-
tion keine zusätzliche Einkommensquelle für Ärzte sein.

Helsana-Studie zu den Margen für selbstdispensierende Ärzte

Margen immer noch zu hoch

Guido Klaus
Ökonomie und 
Politik

trieb der Apotheke, welche durch 
die Bruttomarge aus dem Medika-
mentenverkauf finanziert werden 
müssen. 
Die Studie zeigte auf,dass unter dem 
Strich – das heisst nach Abzug der 
Einstandspreise und der Betriebs-
kosten für die Praxisapotheke – im 
Arztkanal ein ansehnlicher Reinge-
winn verbleibt. Mit anderen Wor-
ten: Selbstdispensierende Ärzte er-
wirtschaften einen massgeblichen 
Anteil ihres Einkommens aus der 
Medikamentenabgabe. Das Bundes-
amt für Gesundheit (BAG) hat auf-
grund des politischen Drucks per 
Anfang März 2010 die Vertriebsmar-
gen angepasst. Helsana hat die Stu-
die von 2009 nun aktualisiert, um 
zu prüfen, inwiefern sich diese Mar-
gensenkung auf das Ärzte-Einkom-
men ausgewirkt hat. Das Resultat: 
Die bisherigen Anpassungen rei-
chen nicht.

Reingewinn Grundversorger: 
Immer noch rund 72 000 Franken

Gemäss Helsana-Studie haben sich 
trotz Senkung der Betriebsmargen-
seit dem 1. März 2010 die Umsätze 
und die Einkommenssituation im 
SD-Kanal im Jahr 2010 gegenüber 
2008 nur unwesentlich verändert. 
Der Reingewinn, den selbstdis-
pensierende Ärzte durch Medika-
mentenverkauf erzielen, reduzierte 
sich zwar um rund 20 Millionen 
Schweizer Franken auf 214 Mil-
lionen. Pro Arztpraxis beträgt der 
Reingewinn im Durchschnitt aber 
immer noch rund 72000 Schweizer 
Franken bei Grundversorgern und 
ca. 21000 Schweizer Franken bei 
Spezialisten. Pro abgegebene Pa-
ckung liegt der Nettogewinn nach 
Abzug sämtlicher Kosten und Auf-

wendungen bei rund 8 Franken und 
50 Rappen (CHF 8.70 bei Grundver-
sorgern und CHF 7.60 beim Spe-
zialisten).

Vertriebsmargen müssen weiter 
reduziert werden

Selbstdispensierende Ärzte sollten 
durch das Verschreiben von Medi-
kamenten aus Anreizgründen keine 
zusätzlichen Einkommen erzielen. 
Helsanas neueste Analysen zeigen 
jedoch, dass durch Selbstdispensa-
tion von Medikamenten schweiz-
weit weiterhin über 200 Millionen  
Franken Reingewinn erzielt wird. 
Würde sich die Vergütung der ärztli-
chen Leistung bei der Selbstdispen-
sation darauf beschränken, lediglich 
den damit verbundenen Aufwand 
zu entschädigen, könnten also 200 
Millionen Franken eingespart wer-
den. Daher sind die staatlich gere-
gelten Vertriebsmargen vom BAG 
rasch auf ein angemessenes Mass 
zu reduzieren, sodass die Betriebs-
kosten der Praxisapotheke gedeckt 
werden können.

Mittelfristig ist ein neues Preissys-
tem zu prüfen, das seitens Zulas-
sungs- und Preisfestsetzungsbe-
hörde lediglich die Fabrikabgabe-
preise definiert. Die Entschädigung 
der Vertriebsleistungen der unter-
schiedlichen Vertriebskanäle soll 
unter den Tarifpartnern gemäss 
Tarif- und Qualitätsvorschriften 
des KVG verhandelt werden. Da-
mit könnte der Qualitäts-, Service- 
und Preiswettbewerb unter den ver-
schiedenen Vertriebskanälen geför-
dert werden.

� HELSANA



Altdorf

13. ordentliche Generalversammlung 

Vorstand für zwei Jahre 
wieder gewählt

SektionsnachrichtenSektionsnachrichten

Franz Christen hiess den Gastrefe-
renten Rolf Müller, Direktionssekre-
tär der Finanzdirektion Uri, herzlich 
willkommen. Weiter begrüsste er 
von der Syna den Präsidenten der 
Region, Uri Sepp, Arnold und vom 
Verband transfair Martin Zurfluh so-
wie von unserem Verband den Re-
gionalvertreter Innerschweiz, Fredy 
Ramseier, und als Vertreter vom 
Standort RUAG Altdorf den Perso-
nalchef Edgar Walker. 

Das Protokoll von der letzten Ge-
neralversammlung, welches mit der 
Anmeldung zur Generalversamm-
lung angefordert werden konnte, 
wurde genehmigt und verdankt.

Jahresbericht des Präsidenten
Auch im letzten Verbandsjahr be-
schäftigten uns als Sozialpartner das 
Rentenalter und die Pensionskassen-
renten. Die Märkte verlieren das Ver-
trauen in die Staaten. Das könnte 
auch unsere Pensionskassenrenten 
beeinflussen. Experten sind der Mei-
nung, dass wir nicht darum herum-
kämen, über den Umwandlungssatz 
zu diskutieren, und plädieren für 
einen realistischen Umwandlungs-
satz, der die Renten stabiler macht. 

Die letzten Rentenalter-Oasen sind 
bedroht. Ein Entscheid der UBS 
dürfte Signalwirkung für weitere 
Unternehmen haben. Die Bank be-
absichtigt das Pensionsalter schritt-
weise von heute 62 auf 64 Jahre zu 
erhöhen. Auch auf nationaler Ebene 
sind Bestrebungen im Gange das 
AHV-Alter von Frauen und Männern 
anzugleichen. So hat die Sozialkom-
mission des Nationalrates im Okto-
ber 2011 einer einheitlichen Rege-
lung (65) für Männer und Frauen 
zugestimmt.

Streit um Umwandlungssatz ent-
brennt erneut
Das Resultat war deutlich: am 7. 
März 2010 lehnten es 72.7 Prozent 
der Stimmberechtigten ab, den Min-
destumwandlungssatz in der beruf-
lichen Vorsorge von 6.8 auf 6.4 Pro-
zent zu senken. 
Angesichts der steigenden Le-
benserwartung sowie der sinken-
den Renditen auf den Kapitalmärk-
ten hält das Innendepartement die 
Massnahme nach wie vor für un-
ausweichlich. Es gelte zu verhin-
dern, dass die Vorsorgeeinrichtung 
in Schieflage gerate und mehr Geld 
ausgebe als einnehme. Ein Satz von 
6.4 Prozent ab 2015 sei daher ange-
messen, heisst es in einem Bericht 
zur Zukunft der 2. Säule. Der Druck 
auf den Umwandlungssatz hält un-
vermindert an. 

Wir können davon ausgehen, dass 
uns das Thema Rentenalter und Vor-
sorgeeinrichtung weiterhin intensiv 
beschäftigen wird. 

RUAG
Anlässlich der Bilanzkonferenz 
vom 22. März 2012 hat die RUAG 
ihr neues Corporate Design präsen-
tiert: «Together ahed». Aufbauend auf 
den bestehenden Stärken setzt die 
RUAG-Gruppe auf ein neues, vor al-
lem auch international stärker diffe-
renzierendes, Corporate Design und 

ein konsistentes Verhalten aller Mit-
arbeitenden, das auf den drei Wer-
ten partnerschaftlich, leistungsfähig 
und zukunftsorientiert basiert. 

Bilanz
Die RUAG hat im Geschäftsjahr 2011 
ein verbessertes Ergebnis, trotz ho-
hem Schweizer Franken, staatlichen 
Sparmassnahmen und einer Verteue-
rung der Rohstoffpreise, erzielt. 
RUAG erwirtschaftete 2011 einen 
Nettoumsatz von 1777 Millionen 
Franken, der EBIT konnte auf 110 
Millionen Franken erhöht werden. 
Insgesamt erreichte die RUAG einen 
Reingewinn von 97 Millionen Fran-
ken. Die Umsatzverhältnisse waren 
mit einem Anteil von 48 Prozent in 
zivilen und 52 Prozent in militäri-
schen Anwendungen weiterhin aus-
geglichen. 
Der Personalbestand per 31.Dezem-
ber 2011 betrug 7739 Personen.

Bei der RUAG Technologie ist der 
Turnaround noch im Gange. Die 
Werke in Emmen und Altdorf kran-
ken an strukturellen Kostennachtei-
len. Bereits im November wurden 
Massnahmen eingeleitet, um die Ef-
fizienz und Produktivität zu steigern. 
Letztlich waren es dann 15 Stellen, 
die abgebaut werden mussten.

RUAG Vorsorge
Die negative Entwicklung der Fi-
nanzmärkte und die tiefere Ver-
zinsung verschlechterten den De-
ckungsgrad per 31.Dezember 2011 
auf 99.4 Prozent. 

swissPersona
Der Mitgliederrückgang im 1. Halb-
jahr konnte dank des Verbandes der 
Instruktoren in Grenzen gehalten 
werden. Per Ende 2011 reduzierte 
sich aber dennoch die Mitgliederzahl 
auf 3456 Mitgliedern. Dies bedeutet 
einen Rückgang um 19 Mitglieder. 
swissPersona hat als Mitglied der 
Verhandlungsgemeinschaft an den 
Sitzungen mit der RUAG-Konzern-
leitung und den Zusammenkünften 
mit der Arbeitnehmervertretung der 
RUAG teilgenommen.

Lohnverhandlungen mit RUAG
In Rahmen der Lohnverhandlungen 
haben sich die Konzernleitung und 

die ANV-Vertreter auf eine Lohn-
summenerhöhung von 1 Prozent 
geeinigt. Dabei wurde im Grund-
satz festgelegt, dass jeder Mitarbei-
tende mit einem Einkommen bis zu 
70 000 Franken bei entsprechender 
Leistung mindestens 400 Franken er-
hält. Das Lohnergebnis ist auch vor 
dem Hintergrund zu sehen, dass die 
Konzernleitung zusammen mit der 
Vorsorge im Interesse aller Mitarbei-
tenden ein Gesamtpaket an Mass-
nahmen in der Höhe von rund 65 
Millionen Franken geschnürt hat, 

um die Pensionskasse längerfristig 
zu stabilisieren.

Lohnverhandlungen VBS/LBA
Bei den Lohngesprächen mit Bun-
desrätin Eveline Widmer-Schlumpf 
konnte für das Bundespersonal für 
2012 Lohnmassnahmen von 1.2 Pro-
zent ausgehandelt werden. 
Mit eindringlichen Worten wurde 
eine einmalige Zulage auf den Ren-
ten gefordert. Die Vorsteherin des 
EFD hat die Forderung mit dem 
Hinweis auf die Verhandlungen 
zum Grundlagenwechsel abgewie-
sen. Ein herzlicher Dank geht an 
den Zentralvorstand, im speziellen 
an Zentralsekretär Samuel Ramseyer 
und Zentralkassier Peter Steiner, für 
ihre Unterstützung.

Mitgliederbestand
Der Mitgliederbestand ist auch im 
2011 wieder weiter zurückgegan-
gen. Der Bestand an der General-
versammlung 2012 betrug 348 Mit-
glieder, das bedeutet eine Abnahme 
um 16 Mitglieder.

Der Vorstand hat wiederum an der 
Delegiertenversammlung in Bern so-
wie an der PK in Sursee und an den 
regionalen PK in Stans sowie an der 
Generalversammlung von transfair 
in Goldau und SYNA Sektion Uri in 
Altdorf teilgenommen. Auch haben 

wir an verschiedenen Kursen des 
Verbandes teilgenommen.

Herbsthock
Am letztjährigen Herbsthock ha-
ben wir die Dätwyler Rubber AG in 
Schattdorf besucht. Es war ein hoch-
interessanter Besuch in der Kunst-
stoff verarbeitenden Fabrik beim 
grössten Urner Arbeitgeber.

Gewürzaktionen
Letztes Jahr haben wir wiederum 
zwei Gewürzaktionen in der Indust-
riezone Schächenwald durchgeführt. 

Arbeitnehmervertretung
Am Standort Altdorf pflegen wir eine 

enge Zusammenarbeit zwischen 
unserer Sektion und dem ANV. Mit 
dem Präsidenten der ANV RUAG 
Technologie vom Standort Altdorf 
haben wir einen kompetenten Ver-
treter in unserem Vorstand.

Aussichten

RUAG
Das Marktumfeld der RUAG wird 
angesichts der anhaltenden Staats-
schuldenkrise in Europa und der 

Währungssituation herausfordernd 
bleiben. Weiterhin setzt die RUAG 
auf die konsequente Fokussierung 
auf die profitablen Kerntätigkeiten 
und Kernmärkte und die Minimie-
rung der Risiken.

Wirtschaft
Die Konjunktur in der Schweiz 
kühlte sich bis Ende 2011 merklich 
ab, eine weitere Verschlechterung – 
in Richtung Rezession – scheint je-
doch unwahrscheinlich. Seit Anfang 
Jahr hat sich die Euro-Schuldenkrise 
leicht entspannt, und die Konjunk-
turumfragen in der Schweiz zeigen 
erste Stabilisierungstendenzen. Da-
mit bestehen gute Aussichten, dass 
die Konjunkturdelle in den nächs-
ten Monaten überwunden wird und 
das Wachstum im weiteren Jahres-
verlauf allmählich Fahrt aufnimmt. 
Das Bruttoinlandprodukt steigt, die 
Stellenangebote nehmen zu – die 
Zukunft sieht besser aus als erwar-
tet.

Verband
Der Verband unterstützt seine Mit-
glieder neben den beruflichen Be-
langen auch in privaten Angelegen-
heiten in finanzieller, sozialer und 
rechtlicher Hinsicht. 

Der umfassende und ausführliche 
Jahresbericht wurde mit Applaus ge-
nehmigt und verdankt.

Wahlen
Präsident Franz Christen sowie Kurt 
Gnos, Fredy Ramseier und Peter 
Stöckli haben sich für weitere zwei 
Jahre zur Wiederwahl zur Verfügung 
gestellt und wurden wieder gewählt.

Der Präsident dankt speziell unse-
rem Regionalvertreter Innerschweiz, 
Fredy Ramseier, welcher als Pensio-
nierter unsere Interessen im Zent-
ralvorstand und in der Geschäftslei-
tung vertritt.

Besuch im Tierpark Goldau
Alle Mitglieder können auch die 
Gratis-Familien-Eintrittskarte für den 
Tierpark benützen.

Fredy Ramseier bittet alle sich Ge-
danken zu machen, wer als sein 
Nachfolger in Frage kommt, und 
dankt Franz Christen für die tolle 
Leitung des Verbandes.

Gastreferat
Der zur heutigen Generalversamm-
lung eingeladene Referent Rolf Mül-
ler informierte uns sehr eindrücklich 

und aufschlussreich über die Kan-
tonsfinanzen von Uri.

Dank der speditiven Führung unse-
res Präsidenten konnten wir Punkt 
20:05 Uhr zum kulinarischen Teil 
wechseln, wo ein vortreffliches 
Nachtessen im Personalrestaurant 
vom Verband offeriert wurde.

René Lerch 
Sekretär Sektion Altdorf

Präsident Franz Christen konnte am 27. April 2012 total 48 Teil-
nehmer im Sitzungszimmer Kaiserstock in der Industriezone 
Schächenwald begrüssen.

Volles Haus an der Generalversammlung.

Präsident Franz Christen führt souverän durch die Versammlung.

Ein kleines Präsent für den Gastreferenten Rolf Müller.
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thun & obersimmental

thun & obersimmental

thun & obersimmental

thun & obersimmental

Ostschweiz Ostschweiz

Frühjahresversammlung 2012

Gute Stimmung und ein 
volles Haus

Auszahlung Solidaritätsbeitrag

Kurs Konfliktgespräche für die Vorstandsmitglieder 

Konfliktgespräche sachlich vorbereiten

Werbeaktion 2012

Einladung
Grillplausch in 
Frauenfeld

Einladung
Grillplausch in 
Tobel

SektionsnachrichtenSektionsnachrichten

Etwas leicht verspätet eröffnete der 
Obmann, Ruedi König, die Sitzung. 
Der Raum für die Sitzung war bis auf 
den letzten Platz besetzt, so dass wir 
kurz vor dem Beginn noch Stühle 
besorgen mussten. Dass wir doch 
mit 40 Teilnehmern diese Sitzung 
durchführen durften, zeigt, dass der 
Verband im Simmental recht gut ver-
wurzelt ist.

Die Zeiten ändern sich, und wir 
merken es erst, wenn wir einen 
Anlass organisieren müssen. Wir 
können nicht mehr auf das bis-
her bekannte Lokal zurückgreifen. 
Zum ersten Mal zeigte man uns bei 
der RUAG Aviation in Zweisim-
men die kalte Schulter und verwei-
gerte unserem ausgetretenen Ob-
mann den Zutritt zum Areal für die 
Solidaritätsauszahlung. Wir lies-
sen uns durch diesen Entschluss 
der RUAG nicht beeindrucken und 
suchten einen neuen Ort. Wir fan-
den im Restaurant Adler eine Lo-
kalität, die wir bestens kannten 
und wollten dort diese Auszahlung 
durchführen. Wenn es schief geht, 
dann geht es weiterhin schief. Der 

Am 26. April 2012 startete die Sek-
tion Thun & Obersimmental eine 
weitere Werbeaktion.
Dieses Mal wurden auf dem Areal 
Thun bei den Militär- und RUAG-Be-
trieben die neue Werbebroschüre von 
swissPersona sowie Einkaufswagen-
Chips verteilt, mit der Hoffnung, wei-
tere Mitglieder werben zu können.
Die Werbeaktion kam gut an und 
dauerte rund zwei Stunden. Nach 
Abschluss wurde den Helfern noch 
ein feiner Kaffee offeriert.
Wir hoffen mit dieser Werbeaktion 
einen weiteren Schritt gegen den 
Mitgliederrückgang eingeleitet zu 
haben.

Alfred Obert 
Zeitungsberichterstatter

Datum: Freitag, 8. Juni 2012
Zeit: Ab 17.00 Uhr
Ort: Allmend Frauenfeld, Murghalle
Mitbringen: Appetit und gute 
Laune 
Anmeldung: Bis Donnerstag, 30. 
Mai 2012, an Alfons Eigenmann, 
Telefon 052 761 36 92, 079 239 44 
21, alfons.eigenmann@sunrise.ch
	
Wir freuen uns auf einen schönen 
Abend mit möglichst vielen Teilneh-
mern.

Alfons Eigenmann
Vito De Vallier

Fritz Hubschmid

Kleinanlass der Region Wil-Bronsch-
hofen für Mitglieder und deren An-
gehörige.
Datum: Donnerstag, 14. Juni 2012
Zeit: Ab 18.00 Uhr
Ort: Schützenhaus, Höhenstrasse, 
9555 Tobel, www.sgtobel.ch
Mitbringen: Appetit, gute Laune 
Anmeldung: Bis Freitag, 8. Juni 
2012, an Daniel Müller, Tel. 071 633 
28 47, 079 428 60 66, mueller.berch-
told@bluewin.ch oder Ernst Schön-
holzer, Tel. 071 911 03 80, 079 600 57 
60, ernst.schoenholzer@gmail.com

Daniel Müller und
Ernst Schönholzer

Nach der Begrüssung und den In-
formationen durch den Obmann be-
richtete der Präsident der Sektion, 
Heinz Loretz, über die wichtigsten 
Themen, welche an der Delegier-
tenversammlung in Bern behandelt 
wurden. Er präsentierte auf Folien 
die aktuellen Aufgaben und Fakten 
der Logistikbetriebe der Armee so-
wie der RUAG.

nächste Knackpunkt kam schon 
auf uns zu: Das gewählte Restau-
rant soll geschlossen werden! Also 
hatten wir wieder ein Problem.

Wir konnten aber im Restaurant 
Stöckli in St. Stephan eine Lokali-
tät finden, wo wir am 4. Mai 2012 
nun diese Auszahlung durchfüh-
ren konnten. Wir betraten mit die-
sem Anlass Neuland, bei welchem 
wir im Ablauf einiges neu zu gestal-
ten hatten. Dank der Routine unse-
res Kassiers fanden wir bald einen 
Weg dieses Problem zu lösen. Um 
17.00 Uhr trafen die ersten Mitglie-
der zur Auszahlung ein. So konnten 
wir diese mit den entsprechenden 
Beträgen beglücken. Einige brach-

Am 24. April 2012 kam Roland Tri-
bolet bestens ausgerüstet mit Com-
puter und Beamer nach Thun ins 
Restaurant Kreuz Allmendingen. Er 
erteilte uns einen lehrreichen Kurs 
über Konfliktgespräche mit dem 
Ziel, dass wir nach einer Konflikt-
analyse ein Konfliktgespräch sach-
lich vorbereiten können.

Kurz zusammengefasst hier die 
wichtigsten fünf Punkte der Ge-
sprächsvorbereitung:
1.	 Sachliche Vorbereitung
2.	 Die Klärung des Ziels
3.	 Das Einstellen auf den Ge-

sprächspartner
4.	 Die Beachtung der äusseren Ge-

sprächsumstände

Die Frühjahresversammlung fand am 4. Mai 2012 im Restaurant 
Stöckli in St. Stephan statt. Das Stöckli ist sehr speziell im Wes-
tern-Stil eingerichtet, was den einen oder anderen entzückte.

Tolle Stimmung bei den Mitgliedern bereits vor dem Informationsteil.

Mitglieder mit Partner und Partnerin beim Nachtessen.

Obmann Ruedi König mit seinem Schwyzer Örgeli.

Im Weiteren legte er noch einige 
eindrückliche Zahlen aus den elf 
Jahren auf, die Divisionär Baumgart-
ner vorgestellt hatte. Er wies auch 
auf die Veränderungen in der LBA 
hin, bei welcher bis ins Jahr 2017 
rund 1800 Mitarbeitende infolge 
Pensionierung ersetzt werden müs-
sen. Da ist wohl das LBA unser zu-
künftiges Werbefeld. Vielleicht kön-
nen wir dort wieder einige Mitglie-
der gewinnen.

Zum Schluss überbrachte uns unser 
Zentralvizepräsident, Fritz Bärfuss, 
noch die besten Grüsse aus der Ge-
schäftsleitung von swissPersona. Er 
erläuterte noch detailliert die Kün-
digung mit der Versicherung Pro-
tekta.

Danach verschoben wir uns in den 
Speisesaal des Restaurants, wo wir 
uns dem kulinarischen Programm 
widmen konnten. Das Menu wurde 
mit einem gemischten Salat gestar-
tet. Im Mittelteil verwöhnte man uns 
mit Geschnetzeltem und Kartoffel-
stock. Nach dem Essen konnten wir 
uns mit den Tischnachbarn unter-
halten, bevor wir zum Dessert An-
lauf nahmen. Unser Obmann, Ruedi 
König, spielte mit seinem Schwy-

ten auch für die verhinderten Mit-
glieder die Ausweise mit. Anschlies-
send wurde die Zeit genutzt, um 
über regionale und nationale The-
men zu diskutieren. Die kurze Aus-
zahlungsdauer war im Fluge vorbei, 
so dass wir uns beeilen mussten, 
um nicht den Start der Frühjahres-
versammlung zu verpassen.

Ich möchte den beiden Vorstands-
mitgliedern André Schmid und 
Ruedi König für die gelungene Or-
ganisation danken.

Heinz Loretz
Präsident Sektion

Thun & Obersimmental

5.	 Einladung der Betroffenen zum 
Gespräch

Die Sektion Thun & Obersimmental 
bedankt sich herzlich bei Roland Tri-
bolet und kann den Kurs nur wei-
terempfehlen.

Liebe Verbandskameraden – macht 
Gebrauch von den Kursangeboten! 
Mit Roland Tribolet haben wir einen 
engagierten Redner mit viel Praxis-
erfahrung in unserem Verband.

Alfred Obert
Zeitungsberichterstatter

zer Örgeli auf, zur Freude aller An-
wesenden. 
So ging auch dieser gemütliche 
Abend allzu schnell vorbei. Das 
nächste Mal treffen wir uns zum 
Grillieren in dieser Region. Mein 

Dank geht an die beiden Organisa-
toren Ruedi König und Walter Sie-
genthaler.

Heinz Loretz
Präsident Sektion

Thun & Obersimmental

Ein nützliches Werbegeschenk, wel-
ches eventuell zu neuen Mitglie-
dern führt.

Roland Tribolet (Mitte) bei seinem 
Referat mit den Zuhörern Thomas 
Hofmann (links) und Sektionsprä-
sident Heinz Loretz. 
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Dès l’arrivée des beaux jours, les ba-
dauds investissent les terrasses des 
cafés et les rives des lacs. Les ama-
teurs de nature sortent de la ville 
pour aller se promener ou faire une 
séance de marche rapide en forêt. Or, 
dès que les températures se maintien-
nent durablement au-dessus de 8 de-
grés, les tiques s’activent elles aussi. 
Les tiques vivent dans les herbes hau-
tes, les fourrés et les buissons. Dans 
les prés non fauchés, les promeneurs 
ont donc tôt fait de frôler une tique 
accrochée à un brin d’herbe. Celle-ci 
s’arrime alors à une jambe ou à une 
autre partie du corps.

Eviter les infections et se faire 
vacciner

Toutes les tiques ne sont pas porteu-
ses de maladies. En revanche, si la 
tique est infectée, une seule piqûre 
suffit pour transmettre au corps hu-
main le dangereux virus responsa-
ble de l’encéphalite verno-estivale, 
également appelée méningo-encé-
phalite à tiques (MET). Quelques 

jours après une morsure, des symp-
tômes grippaux comme la fièvre, des 
maux de tête et des douleurs dans 
les membres peuvent apparaître. 
Avec un peu de chance, ces symp-
tômes disparaissent d’eux-mêmes, 
et l’affection se déroule sans com-
plications. Néanmoins, dans certains 
cas, le virus attaque le système ner-

veux central. Cette agression peut 
se traduire par une raideur de la 
nuque et, au pire, provoquer des 
troubles neurologiques persistants 
comme une paralysie. Une fois une 
MET contractée, il est uniquement 
possible d’atténuer les symptômes. 
L’Office fédéral de la santé publi-
que recommande aux personnes qui 
vivent dans une zone à risques ou 
y séjournent temporairement de se 
faire vacciner contre la MET. Cette 
mesure devrait être prise sans dé-
lai, de préférence pendant la saison 
froide. Trois injections sont nécessai-
res pour une protection complète.

Réagir sans attendre

Les tiques transmettent aussi la bor-
réliose de Lyme. Non traitée, cette 
dernière peut, elle aussi, provoquer 
des séquelles persistantes. Elle at-
taque les articulations, le système 
nerveux, la peau et le cœur. L’in-
fection doit être dépistée et trai-
tée rapidement. Contrairement à la 
MET, la borréliose de Lyme, d’ori-

gine bactérienne, se traite par anti-
biotiques. En revanche, il n’existe 
aucun vaccin préventif. C’est pour-
quoi il est très important, en par-
ticulier pour les gardes forestiers, 
de rechercher méticuleusement 
l’éventuelle présence de tiques sur 
le corps après chaque journée de 
travail et de les extraire dans les 
règles de l’art.

Les affections liées aux piqûres de tiques ne cessent d’augmenter 
en Suisse. Ces petits insectes peuvent transmettre des maladies 
dangereuses comme la méningite et la borréliose de Lyme. Il est 
donc recommandé de se faire vacciner et de prendre toutes les 
précautions nécessaires.

LE PUBLIREPORTAGE

Attention aux tiques

Comment se protéger

•	Porter des vêtements et des chaussures fermés.
•	Porter des vêtements clairs, qui facilitent le repérage des tiques.
•	Les répulsifs offrent une protection passagère.
•	Eviter les herbes hautes, les buissons et les sous-bois.
•	Après un séjour dans la nature, rechercher la présence de tiques sur 

le corps, en particulier sur les jambes, bras, nombril, tête, cou et oreil-
les.

•	Immédiatement retirer les tiques à l’aide d’une pincette, en tirant len-
tement et à fleur de peau.

•	Désinfecter l’endroit de la piqûre à l’alcool.
•	Consulter un médecin si la tique a été contractée dans une zone à 

risques, en l’absence de vaccination et en cas de symptômes grip-
paux.

� Source: www.latique.ch

sante24, le conseil téléphonique

Des médecins et du personnel médical expérimentés répondent à vos 
questions sur les tiques. Ils vous fourniront des conseils ou se charge-
ront d’obtenir, pour vous, un rendez-vous chez un médecin.
L’équipe de sante24 est à votre écoute 24 heures sur 24, 365 jours par 
an. sante24 et les Centres de santé santémed travaillent main dans la 
main. Vous avez, à tout moment, la possibilité de faire appel à la com-
pétence et à l’expérience des médecins et thérapeutes. En cas de trai-
tement complexe, vous avez droit au soutien du Care Management 
SWICA. sante24 et les Centres de santé se feront un plaisir de vous 
mettre en contact.

Le conseil est gratuit
pour les assurés
SWICA.
Appelez le
044 404 86 86.

Sobald es warm wird, füllen sich 
Strassencafés und Seepromena-
den mit Sonnenhungrigen. Die Na-
turverbundenen zieht es raus aus 
der Stadt, sie unternehmen einen 
Spaziergang oder eine Nordic-Wal-
king-Tour im Wald. Doch auch die 
Zecken werden aktiv, sobald die 
Temperatur dauerhaft auf 8 Grad 
ansteigt. Zecken leben auf hohen 
Gräsern, in Sträuchern und Bü-
schen. Beim Gehen durch naturbe-
lassene Gebiete kann man schnell 
eine Zecke von einem Grashalm 
abstreifen. Sie saugt sich an einem 
Bein oder an einer anderen Kör-
perstelle fest. 

Infektionen verhindern und impfen

Nicht jede Zecke überträgt Krank-
heiten. Ist die Zecke jedoch infi-
ziert, genügt bereits ein einzelner 
Stich, um den menschlichen Kör-
per mit dem gefährlichen Virus, 
das die Frühsommer-Meningoenze-
phalitis (FSME) oder Zecken-Hirn-
hautentzündung überträgt, anzu-
stecken. Ein paar Tage nach dem 
Stich können grippeähnliche Sym-
ptome wie Fieber, Kopf- und Glie-

derschmerzen auftreten. Mit etwas 
Glück verschwinden die Symp-
tome wieder und die Erkrankung 
verläuft glimpflich. Bei einem Teil 
der Infizierten befällt das Virus je-
doch das zentrale Nervensystem. 
Das kann zu Nackensteifheit und 
im schlimmsten Fall zu bleiben-
den neurologischen Schäden wie 
Lähmungen führen. Bei einer Er-
krankung an FMSE können nur die 
Symptome gelindert werden. Das 
Bundesamt für Gesundheit emp-

fiehlt Personen, die in Hochrisiko-
gebieten wohnen oder sich dort 
zeitweise aufhalten, sich gegen 
FMSE impfen lassen. Die Impfung 
sollte so früh wie möglich durch-
geführt werden, am besten bereits 
in der kalten Jahreszeit. Um einen 
vollständigen Schutz zu erzielen, 
braucht es drei Teilimpfungen. 

Rasch mit Antibiotika behandeln

Durch Zecken wird auch die Lyme-
Borreliose übertragen. Unbehandelt 

kann auch das Borreliose-Bakte-
rium zu bleibenden Behinderungen 
führen: Es befällt die Gelenke, das 
Nervensystem, die Haut und das 
Herz. Eine Infektion muss schnell 
erkannt und therapiert werden. Im 
Gegensatz zur FMSE kann die bak-
teriell bedingte Lyme-Borreliose mit 
einem Antibiotikum behandelt wer-
den. Es gibt jedoch keine Impfung 
dagegen. Deshalb ist es vor allem 
für Förster enorm wichtig, dass sie 
nach jedem Arbeitstag den Körper 
sorgfältig nach Zecken absuchen 
und sie fachgerecht entfernen. 

In der Schweiz nehmen Erkrankungen aufgrund von Zeckensti-
chen stetig zu. Die kleinen Tiere können gefährliche Krankhei-
ten wie Hirnhautentzündung und Lyme-Borreliose übertragen. 
Es empfiehlt sich deshalb, Impfungen durchführen zu lassen und 
andere Präventionsmassnahmen zu treffen. 

PUBLIREPORTAGE

Achtung Zecken

Schutz vor Zecken

•	Geschlossene Kleidung und Schuhe
•	Helle Kleidung tragen. Zecken sind so besser sichtbar
•	Insektenabweisende Mittel verleihen einen vorübergehenden Schutz
•	Hohes Gras, Gebüsch und Unterholz meiden
•	Nach einem Aufenthalt in der Natur den Körper nach Zecken absu-

chen, besonders an den Beinen, Armen, Bauchnabel, am Kopf, Hals 
und an den Ohren

•	Zecke sofort mit einer Pinzette nahe der Einstichstelle langsam hin-
ausziehen. 

•	Die Stichstelle desinfizieren mit Alkohol.
•	Arzt aufsuchen, wenn der Zeckenstich in einem Risikogebiet statt-

fand und keine Impfung durchgeführt wurde und bei grippeähnli-
chen Symptomen.

� Quelle www.zecken.ch

sante24 – die telefonische Gesundheitsberatung 

Erfahrene Ärzte und medizinisches Fachpersonal beraten Sie, wenn Sie 
Fragen zu einer Zeckenerkrankung haben. Sie geben Ihnen Tipps oder 
vereinbaren für Sie einen Arzttermin. 
Das Team von sante24 steht Ihnen an 365 Tagen im Jahr, rund um die 
Uhr zur Verfügung. sante24 und die santémed Gesundheitszentren 
arbeiten vernetzt – Sie haben jederzeit die Möglichkeit, auf die Kom-
petenz und Erfahrung der Ärzte und Therapeuten zurückzugreifen. 
Bei komplexen Behandlungen haben Sie Anspruch auf Unterstützung 
durch das SWICA Care Management. sante24 und die Gesundheitszen-
tren vermitteln den Kontakt gerne für Sie. 

Die Beratung ist für
SWICA-Versicherte
kostenlos.
Rufen Sie
Telefon
044 404 86 86 an. 
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Doch mag das Matterhorn noch so 
viele Drucksachen und Websites 
schmücken, die wahre Schönheit 
dieses Berges widerfährt einem erst 
so richtig, wenn man davor steht, 
der Wind die Frisur zersaust, die fri-
sche Bergluft einatmet und die Stille 
auf sich wirken lässt. Je näher man 
sich dem wohlgeformten Felsbro-
cken von Zermatt her kommend nä-
hert – am besten zu Fuss – desto ma-
jestätischer türmt sich die Nord- und 
Ostwand vor einem auf. Ein herr-
licher Wanderweg führt von Zer-
matt (1606 m. ü. M.) zur Hörnlihütte 
(3260 m. ü. M.). Für Bergsteiger 
dient die Hütte als letzte Übernach-
tungsstätte, bevor sie am nächsten 
Morgen die Besteigung des 4477,5 
Meter hohen Matterhorns in Angriff 
nehmen. Der Einstieg in die Wand 
befindet sich wenige Meter ober-
halb der Hörnlihütte. Auch für ge-
übte Wanderer, die den Gipfel nicht 
erklimmen möchten, lohnt sich der 
fordernde Aufstieg zur Hörnlihütte 
(Höhenunterschied Zermatt–Hörn-
lihütte: 1654 Meter). Als Belohnung 

locken ein ganztags atemberauben-
des Bergpanorama, an heissen Som-
mertagen angenehme Temperatu-
ren, frische Bergluft – denn Autos 
gibt es weit und breit keine (Zer-
matt ist autofrei), eine faszinierende 
Wildnis, unversehrte Natur und als 
Krönung die Berührung des «Höru», 
wie die Einheimischen ihren Berg 
liebevoll nennen. 
Was aber macht die Faszination 
des Matterhorns aus? Warum gehört 
dieser Felsbrocken zu den meist-
fotografierten Bergen der Welt? Ist 
es seine Form, dieses pyramiden-
förmige Gebilde, das man eher in 
Ägypten erwarten würde? Standen in 
Gizeh einst vier grosse Pyramiden, 
wobei eine sich in die Alpen ver-
irrt hat? Dies sicherlich nicht, denn 
das Matterhorn ist wesentlich älter 
als die im Vergleich nur ungefähr 
4500 jährigen Pyramiden Cheops, 
Chephren und Mykerinos. In ers-
ter Linie ist es tatsächlich seine fast 
perfekte Pyramidenform, die dem 
Berg seinen weit sprühenden Glanz 
verleiht. Wie die berühmten ägypti-

schen Pyramiden scheint das Matter-
horn von Menschenhand geschaffen 
worden zu sein. Zu seinem Ruhm 
trägt auch die spezielle Lage bei. Sel-
ten thront im Alpenraum ein Berg 
so allein stehend, als sei er der Kö-
nig der Berge. Dabei mangelt es ihm 
in der Nachbarschaft nicht an Kon-
kurrenz. Die hält sich aber in ge-
bührendem Abstand zum Gebieter. 
Auch höhenmässig – obwohl auch 
sie keine Zwerge sind – können sie 
nicht ganz mit dem Meister mithal-
ten. Die Hauptkonkurrentin, die Du-
fourspitze (4515 m. ü. M. und da-
mit der höchste Berg der Schweiz), 
liegt mit nur ungefähr 16½ Kilome-
tern Entfernung gerade genügend 
weit entfernt, damit beide Berge 
ihre volle Pracht ausspielen können. 
Zum Glück kennen die Berge unter-
einander kein Konkurrenzdenken, 
denn auch die umliegenden Berge – 
zwar weniger berühmt als das Mat-
terhorn – sind wunderschön, oft ist 
dies nur eine Frage der Perspektive. 
In dieser Hinsicht hat das Matter-
horn einfach Glück gehabt. Denn 
Zermatt wird im Südosten und Nord-
westen durch steil ansteigende Berg-
flanken begrenzt, nur Richtung Süd-
westen – und genau in dieser Rich-
tung liegt das Matterhorn – steigt das 
Gelände vorerst nur gemächlich an: 
Der Blick aufs Matterhorn bleibt für 
die Zermatter Bevölkerung und die 
Gäste frei. 
Diese freie Sicht von Zermatt aufs 
Matterhorn hat wesentlich dazu bei-

getragen, dass das Matterhorn sich 
vor allem als Symbol der Schweiz 
etablieren konnte. Dabei ist das 
Matterhorn nur zur Hälfte schwei-
zerisch. Der zweite Teil des Berges 
liegt auf italienischem Staatsgebiet. 
Am Fusse des Monte Cervino – so 
haben die Italiener das Matterhorn 
getauft – liegt der ähnlich klingende 
Ort Cervinia.
Viele Bergsteiger, die den Auf-
stieg nach ganz oben geschafft ha-
ben, staunen nicht schlecht, wenn 
sie feststellen, dass das Matterhorn 
zwei Gipfel hat. Es ist so, als der 
Berg schon in seiner Entstehungs-
zeit wusste, dass einst in sehr fer-
ner Zukunft eine Staatsgrenze den 
Berg latent zweiteilen würde. Der 
Schweizer Gipfel (4477,5 m. ü. M.) 
liegt 1,1 Meter höher als sein italieni-

sches Pendant, welches schätzungs-
weise 70 Meter vom Schweizer Gip-
fel in nordöstlicher Richtung entfernt 
liegt. Die Landesgrenze wurde fein-
säuberlich dazwischen gezogen.

Das Matterhorn – pardon: Monte 
Cervino – ist also ein schweizerisch-
italienisches Gemeinschaftswerk. 
Aber auch dies stimmt nur bedingt: 
Es ist in erster Linie ein Werk der 
Natur, und der Baustoff – so versi-
chern Geologen – stammt aus Af-
rika. Vor vielen Millionen Jahren 
schob sich die afrikanische Konti-
nentplatte über die europäische. 
Die Kollision dieser beiden Platten 
führte zur Entstehung der wunder-
schönen Alpenwelt und zur Geburt 
des Matterhorns.
� Beat Wenzinger

Uhren, Schokolade und das Matterhorn werden von vielen Men-
schen in Sekundenschnelle mit der Schweiz in Verbindung ge-
bracht. Viele Schweizer Firmen und Institutionen – so auch die 
Sozialdemokratische Partei der Schweiz (SP) – verwenden das Ab-
bild des Matterhorns auf Ihren Werbedrucksachen, Verpackungen 
und Briefschaften. Selbst in Firmenlogos ist der Berg der Berge 
anzutreffen, auch wenn kein Bezug zum Produkt oder zur Dienst-
leistung besteht. Das Matterhorn ist eben ein Stück Schweiz.

Matterhorn – made in Africa

L e s e r r e p o r t a g eL e s e r r e p o r t a g e

Ein Besuch des Matterhorns lohnt sich zu jeder Jahreszeit. � (Bilder: Beat Wenzinger)

Sehr oft «trägt» das Matterhorn einen Schweif. 	
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In der aktuellen öffentlichen Diskus-
sion um die Armeefinanzierung ent-
steht oft der Eindruck, dass ein mas-
sives Sparprogramm bei den «popu-
lären» Departementen nötig sei, um 
der Armee in den nächsten Jahren 
fünf Milliarden Franken zur Ver-
fügung zu stellen. Dabei wird der 
Ausdruck «sparen» oft in einem frag-
würdigen Zusammenhang verwen-
det. Um die Verhältnisse wahren zu 
können, werden hier einige Fakten 
gegen die falschen Behauptungen 
aufgeführt:

«Der Bund muss wegen des Kaufs der 
Kampfjets und der Erhöhung des Ar-
meebudgets sparen.»

Diese Aussage ist falsch. Der Bund 
plant bis 2015 rund zehn Milliar-
den Franken mehr als 2010 auszu-
geben, während die Einnahmen nur 
um rund 6 Milliarden Franken stei-
gen. Jährlich steigen die Bundesaus-
gaben so um rund zwei Milliarden 
Franken. Davon möchte das VBS (ab 
2014) etwa 600 Millionen Franken 
für sich beanspruchen, um die Lü-
cken in der Ausrüstung zu schlies-
sen und den TTE zu beschaffen. Die 
anderen Departemente müssen da-
her nicht sparen, sondern könnten 
höchstens nicht im gleichen Mass 
weiterwachsen.

«Der Bund soll nicht auf Kosten der 
Bildung, der Infrastruktur und der 
Landwirtschaft sparen müssen.» 

Diese Forderung hält den Fakten 
nicht stand. Seit 1990 sind die De-
partemente in unterschiedlichem 
Mass gewachsen. Am stärksten hat 

Armeefinanzierung – Klarstellung

das EDI zugelegt, die Ausgaben ha-
ben sich in den letzten 20 Jahren 
verdoppelt und erreichen heute 
einen Anteil von über 1/3 der Bun-
desausgaben. Ganz anders das VBS. 
Hier sind die Ausgaben kontinuier-
lich gesunken und betragen heute 
noch etwa 7 Prozent der Bundes-
ausgaben. Eine Anpassung an die 
Teuerung kann zudem nicht festge-
stellt werden. Das VBS hat so mass-
geblich und nahezu ausschliesslich 
zur Gesundung der Staatsfinanzen 
beigetragen. Die «Friedensdividende» 
wurde ausgeschüttet. Die zur Argu-
mentation herangezogenen drei De-
partemente sind in den letzten 20 
Jahren bereits überdurchschnittlich 
gewachsen.

«Das VBS soll endlich sparen.»

Das VBS spart – und das jedes Jahr. 
In den letzten Jahren wurde sowohl 
in der Erfolgsrechnung wie auch der 
Investitionsrechnung unter Budget 
abgeschlossen. 2010 wurde das Bud-
get mit 623 Millionen Franken Kre-
ditreste unterschritten. 2011 betru-
gen die Kreditreste aus Investitio-
nen rund 300 Millionen Franken. 
Würden diese Kreditreste und Bud-
getunterschreitungen jeweils nicht 

massgeblich zum guten Ergebnis des 
Bundes beitragen, sondern stünden 
in den Folgejahren dem VBS für wei-
tere Investitionen zur Verfügung, 
wäre der TTE schon bezahlt. Damit 
ist klar, dass selbst «neutrale» Infor-
mationen nicht vollständig sind und 
damit der Wahrheit entsprechen. In 
einem grösseren Zusammenhang 
ist es bemühend feststellen zu müs-
sen, dass sich die Landesregierung 
(Exekutive) keineswegs scheut, den 
Vorgaben des eidgenössischen Par-
lamentes (Legislative) nicht zu fol-
gen und eigensinnig an den eige-
nen Vorstellungen festhält. Kaum 
hatte das Parlament letztes Jahr die 
Vorgaben der Landesregierung nach 
oben korrigiert, traten einzelne De-
partementschefs vor die Medien und 
jammerten los. Der Landesregierung 
fehlt zurzeit eindeutig der Sinn für 
die Proportionen im Allgemeinen 
und den Stellenwert der Sicherheit 
im Besonderen. Dass die Landesre-
gierung in ihrer Berichterstattung 
nicht Unwahrheiten verbreitet, ist 
klar, aber dass sie wesentliche Infor-
mationen und Fakten schlicht und 
einfach beiseite lässt, ist unehrlich.

(blog.GGstOf.ch /
Markus M. Müller)

Seite 10 · Mai 2012

pd. Der Bundesrat hat am 30. No-
vember 2011 beschlossen, dass 22 
Kampfflugzeuge des Typs Gripen 
mit dem Rüstungsprogramm 2012 
beschafft werden sollen. Das VBS 
wurde beauftragt, durch Einbezug 
der Regierung Schwedens die Of-
ferte der Firma Saab zu optimieren. 
Die Verhandlungen mit der schwe-
dischen Regierung sind noch nicht 
abgeschlossen. Es zeichnet sich ab, 
dass es im Interesse der Schweiz 
liegt, gemeinsam mit dem schwe-
dischen Staat und gleichzeitig mit 
seiner Bestellung von 60 bis 80 
Flugzeugen die 22 Gripen für die 

Schweiz vom Hersteller Saab zu be-
schaffen. Deshalb hat sich der Bun-
desrat an seiner heutigen Sitzung für 
eine gemeinsame Beschaffung mit 
Schweden ausgesprochen.

Dies hat den Vorteil von Synergien 
bei der Herstellung der Flugzeuge 
und der Abwicklung des Program-
mes. Nachteil ist eine um rund zwei 
Jahre spätere Auslieferung der Flug-
zeuge, damit die Flugzeuge paral-
lel mit Schweden beschafft wer-
den können. Bei den beiden Op-
tionen bleibt das maximale Kosten-
dach von 3.126 Milliarden Franken 

für die ganze Beschaffung der 22 
Gripen bestehen.

Wegen der späteren Auslieferung 
der Flugzeuge schlägt der Bundes-
rat dem Parlament eine Erhöhung 
des Ausgabenplafonds ab 2015 auf 
4.7 Milliarden Franken für die Armee 
vor. Für die Finanzierung des TTE 
soll ein Fonds geschaffen werden 
mit einer jährlichen Alimentierung 
von 300 Millionen Franken. Dieser 
«TTE-Fonds» soll aus dem Ausgaben-
plafond der Armee gespiesen wer-
den. Der Bundesrat hat beschlos-
sen, dass das Rüstungsprogramm 
zum TTE im Oktober 2012 vorge-
legt werden soll.

Der Bundesrat verfolgt das Armee-
modell mit 100‘000 Armeeangehöri-
gen gemäss Bundesbeschluss vom 
29. September 2011 weiter.

Der Bundesrat hat für die Beschaffung der 22 Gripen im Rahmen 
des Tiger-Teilersatzes TTE beschlossen, ein gemeinsames Vorge-
hen mit Schweden zu verfolgen. Dies hat eine spätere Ausliefe-
rung der Flugzeuge zur Folge. Für die Finanzierung des TTE soll 
ein Fonds geschaffen werden. 

Weiteres Vorgehen Tiger-Teilersatz und Auswirkung auf die Armeefinanzierung

Spätere Auslieferung der Gripen-Jets pd. Die Kassenkommission der Pen-
sionskasse des Bundes PUBLICA 
hat die Jahresrechnung 2011 geneh-
migt. Mit einer Performance von 1.7 
Prozent konnte die Sollrendite von 
rund 3 Prozent nicht erreicht wer-
den; das Resultat ist aber im Bran-
chenvergleich positiv zu werten. 
Nach wie vor befinden sich alle Vor-
sorgewerke der Sammeleinrichtung 
in einer leichten Überdeckung. Mit 
einer differenzierten Anlagestrategie 
und der Senkung des Umwandlungs-
satzes begegnet PUBLICA den sich 
ändernden Rahmenbedingungen.
Trotz eines schwierigen Marktum-
feldes verlief das Geschäftsjahr 2011 
für PUBLICA in geordneten Bah-
nen. Mit einer Performance von 1.7 
Prozent im Durchschnitt über alle 
Vorsorgewerke wurde die Sollren-
dite von rund 3 Prozent nicht er-
reicht; das erzielte Resultat darf sich 
aber im Vergleich zum Branchen-
durchschnitt von 0 Prozent (gemäss 
Performancevergleich des schwei-
zerischen Pensionskassenverbands 
ASIP) wiederum sehen lassen. Der 
Strategie-Benchmark wurde um 0.5 
Prozent übertroffen. Gegenüber 
dem Vorjahr sank der durchschnitt-
liche Deckungsgrad aller Vorsorge-
werke von 104.5 auf 103.1 Prozent.

Differenzierte Anlagestrategie

Zur langfristigen Optimierung der 
Anlagestrategie wurde per  1. Januar 
2011 eine differenzierte Anlagestra-
tegie für offene (Aktive und Ren-
tenbeziehende) und für geschlos-
sene Vorsorgewerke (nur Renten-
beziehende) eingeführt. Die einzel-

nen Ergebnisse für das Berichtsjahr 
widerspiegeln die verschiedenen 
Strategien: Die geschlossenen Vor-
sorgewerke erreichten wegen ihrer 
geringen Risikofähigkeit und einem 
entsprechend hohen Anteil an Ob-
ligationen eine Performance von 
5.7 Prozent – die offenen Vorsorge-
werke eine solche von 1.0 Prozent.

Senkung des Umwandlungssatzes 
per 1. Juli 2012

Die im Januar 2011 beschlossene An-
passung des Umwandlungssatzes an 
die aktuellen Berechnungsparameter 
– insbesondere an die gestiegene Le-
benserwartung – wird per 1. Juli 2012 
umgesetzt. Zur Abfederung der redu-
zierten Altersleistungen erhalten alle 
aktiv Versicherten auf dieses Datum 
hin eine anteilmässige Gutschrift aus 
den technischen Rückstellungen. Ver-
schiedene Vorsorgewerke haben zu-
sätzliche Begleitmassnahmen wie die 
Erhöhung der ordentlichen Sparbei-
träge oder Einlagen aus Arbeitgeber-
beitragsreserven ergriffen. Vor dem 
1. Juli 2012 laufende Renten sind von 
der Senkung des Umwandlungssat-
zes nicht betroffen.

Wechsel in der Unternehmens-
leitung

Im Berichtsjahr wechselte der bishe-
rige Direktor von PUBLICA, Werner 
Hertzog, in die Privatwirtschaft. Zu 
dessen Nachfolger wurde der vor-
malige Direktor der Pensionskasse 
Basel-Stadt, Dieter Stohler, gewählt, 
der sein Amt am 1. Januar 2012 an-
getreten hat.

PUBLICA behauptet sich



Dans les discussions publiques ac-
tuelles sur le financement de l’ar-
mée, il naît l’impression qu’un pro-
gramme d’économie massif est né-
cessaire dans les Départements «po-
pulaires» afin de mettre 5 mia CHF 
à disposition de l’armée dans les 
prochaines années. Ici, l’expression 
«économiser» est souvent employée 
dans une relation douteuse. Afin 
de pouvoir garder les proportions, 
quelques faits sont cités en oppo-
sition à ces affirmations erronées:

«La Confédération doit économiser 
à cause de l’achat d’avions de com-
bat et de l’augmentation du budget 
de l’armée.»

Cette affirmation est fausse. La Con-
fédération planifie, jusqu’en 2015, 
une dépense supérieure de 10 mia 

CHF par rapport à 2010, alors que 
les recettes ne se montent «qu’à» 
quelque 6 mia CHF. Chaque année, 
les dépenses fédérales augmentent 
de 2 mia CHF. De cela, le DDPS 
aimerait (dès 2014) en avoir envi-
ron 600 mio CHF afin de combler 
les insuffisances dans l’équipement 
et pour le remplacement partiel de 
la flotte de Tiger (TTE). Les autres 
Départements n’auront pas à faire 
d’économies, mais leur budget ne 
pourra simplement plus se dévelop-
per dans la même envergure qu’au-
paravant.

«La Confédération ne doit pas écono-
miser aux frais de la formation, de 
l’infrastructure et de l’agriculture.»

Cette revendication ne tient pas face 
aux faits. Depuis 1990, les Départe-

ments se sont développés de ma-
nière très différenciée. Le DFI est ce-
lui qui, durant ces 20 dernières an-
nées, a doublé ses dépenses pour 
aujourd’hui atteindre plus du 1/3 des 
dépenses fédérales. Il en est tout au-
tre pour le DDPS. Ici les dépenses 
se sont réduites de manière continue 
et, actuellement, atteignent encore à 
peu près 7% des dépenses fédérales. 
Une adaptation au renchérissement 
ne peut être constatée. Le DDPS a 
contribué de manière significative et 
presque exclusivement à l’améliora-
tion des finances de l’Etat. Les «divi-
dendes de paix» ont été versés. Du-
rant les 20 dernières années, les trois 
Départements évoqués dans l’argu-
mentation se sont développés de 
manière supérieure à la moyenne.

«Le DDPS doit enfin économiser.»

Le DDPS économise – et cela cha-
que année. Ces dernières années, 
tant le compte des résultats que celui 
des investissements se sont soldé en-
dessous du budget. Le budget 2010 
s’est soldé par un reste de crédit de 
623 mio CHF. En 2011, les restes de 
crédits d’investissement s’élevaient 
à quelque 300 mio CHF. Si ces res-
tes de crédits et bénéfices budgé-
taires, qui ont eu grande influence 
sur les bons résultats de la Confé-
dération, avaient, dans les années 
suivantes, été mis à la disposition 
du DDPS pour d’autres investisse-
ments, le remplacement partiel de 
la flotte de Tiger (TTE) aurait déjà 
été payé. Ainsi est-il clair que même 
des informations «neutres» ne sont 
pas pour autant complètes et confor-
mes à la vérité. Dans un cadre plus 
large, il est pénible de constater que 

le Gouvernement (exécutif) ne se 
gène en aucune manière de ne pas 
suivre les objectifs du Parlement fé-
déral (législatif) et de s’en tenir obst-
inément à ses propres représentati-
ons. L’an dernier, le Parlement avait 
à peine corrigé vers le haut les don-
nées du Gouvernement que quel-
ques Chefs de Département s’épan-
chaient en lamentations devant la 
presse. Aujourd’hui, le sens général 
des proportions manque absolument 
au Gouvernement et, en particulier, 
celui de l’importance de la sécurité. 
Que dans son rapport le Gouverne-
ment ne diffuse pas de contre-vér-
ités est clair, mais que des informa-
tions et des faits importants soient 
mis de côté est malhonnête. 

(blog.GGstOf.ch / Markus M. Mül-
ler, traduction Jean Pythoud)

financement de l’armée – Mise au point

La majorité de la commission cons-
tate avec étonnement que le Con-
seil fédéral a de facto décidé une 

réduction annuelle du plafond des 
dépenses de l’armée de 300 milli-
ons de francs par rapport à sa posi-

tion initiale. Le rapport sur l’armée 
du Conseil fédéral partait d’une ar-
mée à 80 000 militaires et d’un pla-
fond de 4,4 milliards de francs par 
an, non comprise l’acquisition du 
nouvel avion de combat. Par sa dé-
cision du 25 avril dernier il est prévu 
de plafonner les dépenses à 4,7 mil-
liards de francs par an, dont 300 mil-
lions seront affectés au nouvel avion 
de combat. Ce montant doit permet-
tre de financer une armée à 100 000 
militaires et équivaut de facto à une 

réduction de 300 millions de francs 
par an. Aux yeux d’une majorité de 
la CPS-CE cette évolution est incom-
préhensible. Les décisions prises par 
le Parlement en automne 2011 avai-
ent pour but de remettre en adé-
quation les missions de l’armée et 
les moyens attribués. Elles devaient 
ainsi permettre de remédier à la si-
tuation extrêmement difficile qui a 
régné ces dernières années où d’im-
portantes lacunes dans l’équipement 
et le fonctionnement de l’armée sont 
apparues. Avec la solution prônée 
par le Conseil fédéral, l’équilibre re-
cherché ne pourra visiblement pas 
être atteint et c’est la crédibilité de 
l’institution qui en fera les frais. Pour 

la majorité de la commission, cette 
évolution n’est pas souhaitable et va 
clairement à l’encontre des décisions 
prises par le Parlement fin septem-
bre 2011. Elle estime que cette pro-
cédure témoigne d’un manque de 
respect et a décidé, par 7 voix contre 
5, d’écrire une lettre au Conseil pour 
lui faire part de son mécontentement 
et lui demander de revoir sa copie. 
La commission a siégé à Berne le 
30 avril 2012, sous la présidence du 
conseiller aux Etats Hans Hess (PLR, 
OW) et, pour partie, en présence 
des conseillers fédéraux Ueli Mau-
rer, chef du DDPS et Johann Schnei-
der-Amman, chef du DFE.
 (CPS-CE)

La commission de la politique de sécurité du Conseil des Etats  
CPS-CE estime que les décisions prises la semaine dernière ne 
tiennent pas la route. La réduction prévue du plafond des dépen-
ses met en danger l’évolution de l’armée et l’équilibre recherché 
entre missions et moyens. La commission est irritée que le Con-
seil fédéral ignore les décisions parlementaires en la matière et 
va lui écrire afin qu’il revoie sa copie. 

Armée et finances – Critiques de la commission
de sécurité du Conseil des etats
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Der Lagebericht des NDB stellt die 
aktuelle Lage mit Stand Februar 2012 
dar. Deshalb trägt der Bericht neu 
auch die Jahreszahl des Erschei-
nungsjahres. Seit 2011 benützt der 
NDB für die Darstellung der für die 
Schweiz relevanten Bedrohungen 
das Instrument des Lageradars. Mit 
diesem klassifizierten Instrument 
wird mittels einer Grafik übersicht-
lich dargestellt, welche Bedrohungen 
für die Sicherheit der Schweiz aus 
Sicht des NDB und weiterer Stellen 
(Nachrichtenverbund Schweiz) aktu-
ell sind oder sich in näherer oder fer-
nerer Zukunft akzentuieren könnten. 
Die wichtigsten Erkenntnisse:
•	Proliferation	 und	 Spionage	 so-

wie Terrorismus und Angriffe auf 
Informationsinfrastrukturen sind 
weiterhin die grössten potenziel-
len Bedrohungen für die Schweiz.

• Obschon das Gewaltpotenzial 
beim Linksextremismus weiter-
hin als hoch eingestuft wird und 
der Rechtsextremismus durch die 
Anschläge in Norwegen und die 
Aufdeckung der Zwickauer Zelle 
in Deutschland mediale Schlag-
zeilen machten, stuft der NDB 
den Gewaltextremismus in der 
Schweiz nicht als staatsgefähr-
dend ein. 

•	Die Schuldenkrise in Europa so-
wie der arabische Frühling haben 
auch Einfluss auf die Sicherheit der 
Schweiz. (VBS)

Das strategische Umfeld der Schweiz hat sich in der Berichtspe-
riode verändert. Zu dieser Beurteilung kommt der Nachrichten-
dienst des Bundes NDB in seinem Lagebericht 2012. So haben die 
Schuldenkrise in Europa und der arabische Frühling auch Einfluss 
auf die Sicherheit der Schweiz. Mit dem Lageradar hat der NDB 
ein neues Instrument zur Darstellung der umfassenden Beurtei-
lung der Bedrohungslage geschaffen. 

Sicherheit Schweiz:
Lagebericht 2012 des Nachrich-
tendienstes des Bundes

Die Mehrheit der Kommission ist 
erstaunt darüber, dass der Bundes-
rat beschlossen hat, von seinem ur-
sprünglichen Entscheid abzurücken 

und den Ausgabenplafonds der Ar-
mee faktisch um jährlich 300 Mil-
lionen Franken zu kürzen. Im Ar-
meebericht ging der Bundesrat 

von 80 000 Armeeangehörigen und 
– ohne die Mittel für die Beschaf-
fung des neuen Kampfflugzeugs – 
einem Jahresplafond von 4,4 Milliar-
den Franken aus. Mit seinem Ent-
scheid vom 25. April sieht er nun 
vor, die Jahresausgaben auf 4,7 Mil-
liarden Franken festzulegen und 
davon 300 Millionen Franken für 
die neuen Kampfflugzeuge einzu-
setzen. Mit diesem Betrag soll eine 
100 000-köpfige Armee finanziert 
werden, was faktisch einer Kürzung 
um 300 Millionen Franken gleich-
kommt. In den Augen der Mehr-
heit der SiK-S ist dies unverständ-
lich. Die Parlamentsbeschlüsse vom 
Herbst 2011 waren darauf angelegt, 
die Verhältnismässigkeit zwischen 
den Aufträgen der Armee und ihren 
Mitteln herzustellen. Damit sollten 
die Ausrüstungslücken und Funk-
tionsmängel beseitigt werden, die in 
den letzten Jahren zu einer äusserst 
schwierigen Situation geführt hatten. 

Die Sicherheitspolitische Kommission des Ständerates SiK-S hält 
die Beschlüsse, die der Bundesrat letzte Woche gefasst hat, für 
höchst problematisch. Die vorgesehene Senkung des Ausgaben-
plafonds gefährdet die Entwicklung der Armee und das angestrebte 
Gleichgewicht zwischen deren Aufträgen und Mitteln. Die Kom-
mission zeigt sich befremdet, dass der Bundesrat die entsprechen-
den Parlamentsbeschlüsse missachtet, weshalb sie ihn schriftlich 
auffordern wird, auf seine Beschlüsse zurückzukommen. 

Armee und finanzen – Sicher-
heitspolitische Kommission des 
Ständerates übt Kritik an den 
Beschlüssen des Bundesrates

VERBAND DER INSTRUKTOREN
Mit jährlich 4,7 Milliarden Franken soll eine 100 000-köpfige Armee finanziert werden und 300 Millionen Fran-
ken für die neue Gripen eingesetzt werden. (Bild: Andrea Campiche, © Zentrum elektronische Medien (ZEM))

Es liegt auf der Hand, dass sich die-
ses Gleichgewicht mit den jüngsten 
Beschlüssen des Bundesrates nicht 
herstellen lässt und dass damit der 
Glaubwürdigkeit der Armee gescha-
det wird. In den Augen der Kommis-
sion wird hier ein falscher Weg ein-
geschlagen, der klar von den Parla-
mentsbeschlüssen vom September 
2011 abweicht. Ihrer Meinung nach 
zeugt dies von mangelndem Res-
pekt gegenüber dem Parlament. Sie 
hat deshalb mit sieben zu fünf Stim-

men beschlossen, in einem Schrei-
ben an den Bundesrat ihren Unmut 
zu bekunden und ihn aufzufordern, 
seine Beschlüsse zu überdenken. 
Die Kommission hat am 30. April 
2012 unter dem Vorsitz von Stände-
rat Hans Hess (FDP, OW) und teils 
in Anwesenheit der Bunderäte Ueli 
Maurer, Vorsteher des VBS, und Jo-
hann Schneider-Amman, Vorsteher 
des EVD, in Bern getagt. 
 Sicherheitspolitische Kommission 

des Ständerates



La maggioranza della Commissione 
è rimasta sorpresa nel constatare che 
il Consiglio federale si è discostato 
dalla propria decisione iniziale, ri-
ducendo di 300 milioni di franchi 

l'anno il limite delle uscite dell'eser-
cito. Nel Rapporto sull'esercito, il 
Consiglio federale delineava un ef-
fettivo di 80 000 militari e un limite 
di spesa annuo di 4,4 miliardi di 

franchi, che non comprende i fondi 
necessari all'acquisto dei nuovi aerei 
da combattimento. Con la sua deci-
sione del 25 aprile, il Consiglio fe-
derale intende ora limitare le spese 
annue a 4,7 miliardi di franchi, di cui 
300 milioni da impiegare per l'ac-
quisto dei nuovi aerei da combatti-
mento. L'importo dovrà permettere 
di finanziare un esercito di 100 000 
militari, ciò che corrisponde in sos-
tanza a una riduzione di 300 milioni 
di franchi. Per la maggioranza della 
CPS-S questa evoluzione è incom-
prensibile. Le decisioni adottate dal 
Parlamento nell'autunno del 2011 
erano intese a istituire un rapporto 

di proporzionalità fra i compiti as-
segnati all'esercito e i fondi attribui-
tigli. Esse dovevano inoltre porre 
rimedio a una situazione estrema-
mente critica, venutasi a creare negli 
scorsi anni, caratterizzata da lacune 
dell'equipaggiamento e da carenze 
a livello funzionale. Le recenti de-
cisioni del Consiglio federale non 
permetteranno, con tutta evidenza, 
di conseguire il prospettato equili-
brio e ciò non potrà che nuocere 
alla credibilità dell'esercito. La Com-
missione ritiene che si sia imboccata 
la strada sbagliata e ci si sia discos-
tati nettamente dalle decisioni adot-
tate dal Parlamento nel settembre 

2011. A suo avviso, questo modo 
di agire costituisce una mancanza 
di rispetto nei confronti del Parla-
mento. Con 7 voti contro 5, la Com-
missione ha pertanto deciso di scri-
vere una lettera al Consiglio fede-
rale per esprimergli il proprio mal-
contento e per chiedergli che riveda 
le due decisioni. La Commissione si 
è riunita a Berna il 30 aprile 2012 
sotto la presidenza del consigliere 
agli Stati Hans Hess (PLR, OW). A 
parte della seduta erano presenti i 
consiglieri federali Ueli Maurer, di-
rettore del DDPS, e Johann Schnei-
der-Amman, direttore del DFE.
  (CPS-S)

La Commissione della politica di sicurezza del Consiglio degli 
Stati CPS-S considera estremamente problematiche le decisioni 
prese la settimana scorsa dal Consiglio federale. La prevista 
riduzione del limite delle uscite mette in pericolo lo sviluppo 
dell'esercito e l'ideale equilibrio fra i compiti che gli sono as-
segnati e i fondi messi a sua disposizione. La Commissione si 
dice irritata dal fatto che il Consiglio federale ignora le decisioni 
adottate in materia dal Parlamento: per questa ragione ha deciso 
di scrivere al Governo per chiedergli di rivedere le sue posizioni. 

esercito e finanze – La commissione della politica di sicurezza del Consiglio
degli Stati critica le decisioni prese dal Consiglio federale

Il Rapporto del SIC sulla situazione 
illustra la situazione attuale (stato: 
febbraio 2012). Per questo motivo 
nel titolo del rapporto ora è indi-
cato l'anno di pubblicazione. Per la 
rappresentazione delle minacce ri-
levanti per la Svizzera, dal 2011 il 
SIC utilizza uno strumento denomi-
nato «radar della situazione». Tramite 
un grafico, questo strumento classifi-
cato permette una chiara rappresen-

tazione delle minacce che, secondo 
il SIC e altri servizi (rete informativa 
integrata Svizzera), incombono at-
tualmente sulla sicurezza del nostro 
Paese o che si potrebbero accentuare 
in un futuro prossimo o lontano. Le 
conclusioni importanti sono:
•	 la	proliferazione,	 lo	 spionaggio,	

il terrorismo e gli attacchi all'in-
frastruttura in materia di informa-
zione continuano a rappresentare 

le maggiori minacce potenziali per 
la Svizzera; 

•	sebbene	il	potenziale	di	violenza	
dell'estremismo di sinistra continui 
ad essere elevato e l'estremismo di 
destra abbia fatto notizia a causa 
degli attentati in Norvegia e della 
scoperta in Germania della cellula 
di Zwickau, il SIC non valuta l'es-
tremismo violento in Svizzera tale 
da pregiudicare l'ordinamento sta-
tale; 

•	la	 crisi	 dei	 debiti	 in	 Europa	 e	
la Primavera araba influiscono 
anch'esse sulla sicurezza della 
Svizzera.   (DDPS)

Nel periodo in esame il contesto strategico della Svizzera ha 
subìto cambiamenti. Questa è la conclusione a cui giunge il 
Servizio delle attività informative della Confederazione (SIC) nel 
suo Rapporto sulla situazione 2012. La crisi dei debiti in Europa 
e la Primavera araba influiscono anch'esse sulla sicurezza del 
nostro Paese. Grazie al «radar della situazione», il SIC dispone 
di un nuovo strumento per la rappresentazione della valutazione 
globale della situazione di minaccia. 

Sicurezza della Svizzera: Rapporto sulla situazione 2012 del
Servizio delle attività informative della Confederazione

Nel corrente dell’anno scorso il Di-
partimento Federale delle Finanze – 
DFF – su incarico del Consiglio Fe-
derale ha affrontato il problema in-
erente il pensionamento delle ca-
tegorie professionali particolari. 
Abbiamo constatato che le regole 
valide dal 1. luglio 2008 per il pen-
sionamento dei militari professio-

nisti saranno oggetto di una riela-
borazione. Stando alle prime pro-
poste il limite di pensionamento a 
58 anni per gli istruttori verrà but-
tato a mare.

L’Associazione degli Istruttori non 
intende in nessun modo aderire ad 
una simile soluzione. L’Associazione 

pretende una soluzione equa che 
tenga in considerazione che la pro-
fessione dell’istruttore é una pro-
fessione particolare e quindi venga 
considerato il fatto che un istruttore 
nell’assolvimento della sua funzione 
professionale accumula entro il suo 
58esimo anno di età mediamente 
12 500 ore di lavoro supplementare 

non remunerato. È su questa base 
che esigiamo:
1. Per gli istruttori é imperativo il 

mantenimento di una regola spe-
ciale;

2. Questa regola non deve in nes-
sun caso peggiorare lo stato at-
tuale delle cose;

3. Una regola transitoria deve in 
ogni caso prevedere che le ore 
supplementari non retribuite ven-
gano adeguatamente compensate.

4. Un pensionamento a 58 anni deve 
in ogni caso rimanere possibile 
come finora.

Risoluzione dell’associazione degli Istruttori
adottata dall’assemblea generale ad Arau il 23 marzo 2012
Pensionamento dei militari professionisti
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Nelle numerose prese di posizione e 
discussioni pubbliche si tende sem-
pre a voler far credere che un mas-
siccio programma di risparmi a sca-
pito dei Dipartimenti più «popo-
lari» sia necessario onde garantire 
all’Esercito l’importo annuo di 5 mi-
liardi. Per questo il termine «rispar-
mio» viene sempre più collegato ad 
ogni argomento in discussione. Per 
chiarire alcune situazioni qui di se-
guito riportiamo alcuni fatti da con-
trapporre alle false considerazioni 
in merito.

«Causa l’acquisto dei nuovi aerei da 
combattimento e l’aumento del bud-
get a favore dell’Esercito la Confede-
razione deve risparmiare».

Questa affermazione é sbagliata. 
La Confederazione prevede entro il 
2015 un aumento delle uscite di 10 
miliardi di Fr. nei confronti del 2010 
e nel contempo le entrate ammon-
teranno «solo» di circa 6 miliardi. An-
nualmente le uscite aumenteranno 
all’incirca di 2 miliardi di Fr. Per con-
tro il DDPS ( dal 2014 ) intende ga-
rantirsi circa 600 milioni allo scopo 
di colmare le attuali lacune nell’equi-
paggiamento e acquisire il TTE. Per 
contro gli altri Dipartimenti non sono 
chiamati al risparmio, ma al massimo 
crescere in modo differenziato.

La Confederazione non deve rispar-
miare a scapito dell’istruzione, delle 
infrastrutture e dell’agricoltura»

Questa affermazione non corrisponde 
ai fatti. Dal 1990 i Dipartimenti sono 
cresciuti in modo differenziato.
In maggior misura il DFI ha raddop-
piato le sue esigenze finanziarie ed 
in questi ultimi 20 anni assorbe ol-
tre 1/3 delle uscite della Confede-
razione. Tutt’altra cosa al DDPS. Le 
spese sono linearmente calate e a 
tutt’oggi corrispondono grossomodo 
al 7% delle uscite. Un adattamento al 
carovita non é considerato. Ne con-
segue che il DDPS ha contribuito in 
modo concreto al risanamento delle 
finanze statali. I dividendi «pacifici» si 
son visti scombussolati. I tre dipar-
timenti in questione negli ultimi 20 
anni sono cresciuti in modo esponen-
ziale bel oltre alla media generale.

«È ora che Il DDPS si metta a rispar-
miare»

Il DDPS risparmia - e questo ogni 
anno. Negli ultimi anni sia il consun-
tivo come pure gli investimenti sono 
rimasti al disotto del credito iniziale. 
Nel 2010 il budget ha annunciato un 
avanzo di 623 milioni di Fr. a riporto 
per il 2011 i cui crediti di investi-
menti ammontano a circa 300 milioni. 
Questo avanzo non viene considerato 
dalla Confederazione come un risul-
tato positivo e non rimane neppure 
a disposizione del DDPS per ulteriori 
investimenti. A questo punto é chiaro 
che le informazioni definite «neutrali» 
sono incomplete e non corrispon-
denti alla realtà. È da constatare nel 

suo assieme come l’autorità esecutiva 
non si preoccupa di seguire le diret-
tive del legislatore e continui in soli-
taria a seguire la propria linea in me-
rito. Se il parlamento modifica o cor-
regge le uscite previste dal governo 
ecco che alcuni capi dipartimento 
non trovano di meglio di lamentarsi 
tramite i media. Al governo manca at-
tualmente in generale il senso della 
proporzione e l’importanza della fat-
tore legato alla sicurezza in partico-
lare. Siamo sicuri che il governo non 
racconti menzogne ma é comunque 
poco onesto sottacere informazioni e 
fatti essenziali, fondamentali per una 
totale trasparenza. 
(blog.GGstOf.ch / Markus M. Mül-

ler traduzione Carlo Spinelli)

finanziamento dell’esercito – facciamo chiarezza

Le rapport du SRC présente la si-
tuation actuelle relevée en février 

2012. C'est pourquoi il porte désor-
mais la date de l'année de sa publi-

cation. Depuis 2011, le SRC utilise 
le radar de situation pour illustrer 
les menaces pesant sur la Suisse. 
A l'aide de cet instrument classi-
fié, on dispose maintenant d'une 
 représentation graphique claire 
permettant de voir  quelles sont 
les menaces pour la sécurité de la 
Suisse qui, selon le SRC et d'au-
tres organismes (renseignement in-
tégré de la Suisse), sont actuelles 
ou pourraient s'accentuer dans un 
avenir proche ou lointain. Les prin-

cipales constatations sont les sui-
vantes:
•	La	prolifération,	l'espionnage,	le	

terrorisme et les attaques contre 
les infrastructures d'information 
restent les principales menaces 
potentielles pour la Suisse. 

•	Même	si	le	potentiel	de	violence	
lié à l'extrémisme de gauche est 
toujours considéré comme élevé 
et si l'extrémisme de droite a fait 
la une des médias suite aux atten-
tats en Norvège et à la découverte 
de la  «cellule de Zwickau» en All-
emagne, le SRC ne considère pas 
que l'extrémisme violent consti-
tue une menace pour la sécurité 
de l'Etat. 

•	La	crise	de	la	dette	en	Europe	et	
le printemps arabe ont également 
de l'influence sur la sécurité de 
notre pays.   (DDPS) 

L’environnement stratégique de la Suisse a connu des change-
ments pendant la période sous revue. C’est la constatation faite 
par le Service de renseignement de la Confédération (SRC) dans 
son rapport annuel 2012. La crise européenne de la dette de 
même que le printemps arabe ne sont pas non plus sans influence 
sur la sécurité de la Suisse. Avec le radar de situation, le SRC a 
créé un nouvel instrument offrant une vue d’ensemble de la si-
tuation en matière de menace. 

La sécurité de la Suisse: Rapport annuel 2012 du 
Service de renseignement de la Confédération
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